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         Widmung

         Meiner geliebten Frau 
und unseren Kindern Katharina, Philipp, 
Franziska und Peter

      
   
      
         Motto

         
            «Der ideale Untertan der totalitären Herrschaft ist nicht 
der überzeugte Nazi oder der engagierte Kommunist, sondern Menschen, für die die Unterscheidung
                  zwischen Fakt und Fiktion, wahr und falsch, nicht mehr existiert.»

            Hannah Arendt

            «Wer Dich dazu bringen kann, Absurditäten zu glauben, bringt Dich auch dazu, Ungeheuerlichkeiten
                  zu tun.»

            Voltaire

            «Leben in der Wahrheit heißt, 
sich nicht mit der Lüge abzufinden.»

            Vaclav Havel

         

      
   
      
            Vorwort
            

         

         Dieses Buch ist aus einer Sorge entstanden: der Sorge um die Fähigkeit unserer Gesellschaften,
            zwischen wahr und falsch, zwischen überprüfbarer Tatsache und bloßer Behauptung unterscheiden
            zu können. Jede und jeder hat ein Recht auf eine eigene Meinung, aber nicht auf eigene
            Tatsachen. Demokratie lebt nicht allein von Mehrheiten, Institutionen oder Verfahren.
            Sie lebt von einer gemeinsamen Wirklichkeitsbasis – von der stillschweigenden Übereinkunft,
            dass es Tatsachen gibt, über die man streiten kann, über die man aber nicht beliebig
            verfügen darf. Diese Übereinkunft gerät unter Druck. Es droht ein kollektiver Verlust
            gemeinsamer Maßstäbe, mit denen wahr und falsch voneinander unterschieden werden sollen.
            Das ist gemeint, wenn ich von einem «Verlust des Verstands» spreche. Es geht nicht
            um individuelle Defekte, sondern um den Verlust der gemeinsamen Wirklichkeit, ohne
            die sinnvoller Streit nicht möglich ist.
         

         Dieses Buch verteidigt deshalb die Verfahren, Institutionen und kulturellen Praktiken,
            durch die offene Gesellschaften seit der Aufklärung versucht haben, sich der Wahrheit
            anzunähern – wissend, dass sie nie endgültig erreicht wird. Wissenschaft, freier Journalismus,
            Meinungsvielfalt, Kunst, öffentlicher Diskurs und der Gebrauch des eigenen Verstandes
            sind keine Selbstverständlichkeiten. Sie sind historische Errungenschaften. Sie sind
            unerlässlich, damit wir eine gemeinsame Tatsachenbasis unter die Füße bekommen. Aber
            sie sind verletzlich.
         

         Die folgenden Kapitel beschreiben, wie diese Grundlagen heute unter Druck geraten:
            durch digitale Aufmerksamkeitsökonomien, durch gezielte Desinformation, durch affektive
            Polarisierung, durch den politischen Angriff auf Wissenschaft, Medien und Erinnerungskultur.
            Die Beispiele stammen aus unterschiedlichen Ländern und politischen Kontexten. Sie
            dienen nicht der moralischen Etikettierung einzelner Akteure, sondern der Analyse
            von Mustern und Mechanismen, die jede Demokratie gefährden können. Wo normative Schlussfolgerungen
            gezogen werden, folgen sie aus zuvor entwickelten analytischen Argumenten. Leserinnen
            und Leser sind ausdrücklich eingeladen, diesen Schlussfolgerungen zu widersprechen,
            nicht jedoch der Notwendigkeit einer gemeinsamen Tatsachengrundlage für eine fruchtbare
            Auseinandersetzung.
         

         Das Buch richtet sich an alle, die nicht bereit sind, sich mit dem Verlust einer gemeinsamen
            Wirklichkeit abzufinden, in der wir leben. Es ist eine Einladung, den eigenen Verstand
            zu gebrauchen, ihn zu schärfen – und die Bedingungen zu verteidigen, unter denen das
            möglich bleibt. Denn eine Demokratie verliert nicht plötzlich ihren Verstand. Sie
            verliert ihn schleichend – wenn sie aufhört, sich um die Wahrheit zu kümmern.
         

      
   
      
            Einleitung
            

         

         Kann ein Volk den Verstand verlieren? Und ob! Die Geschichte ist voll von Beispielen
            für die schrecklichen Folgen. Immer spielte Hyperpolarisierung dabei eine verhängnisvolle
            Rolle.
         

         Was bringt Völker dazu, sich in Kriegen gegenseitig umzubringen? Auf allen Kontinenten
            und immer wieder? «Die Menschheit hat den Verstand verloren», betitelte Astrid Lindgren
            ihre Kriegstagebücher. «Oh! Heute hat der Krieg begonnen. Niemand wollte es glauben»,
            schrieb sie am 1. September 1939.[1]
         

         Der Hexenwahn brachte im 15. und 16. Jahrhundert große Teile der europäischen Bevölkerung
            um den Verstand. Nach zeitgenössischen Berichten und historischen Darstellungen wollte
            man mit der «Wasserprobe» feststellen, ob jemand eine Hexe war. Die verdächtige Person
            wurde an Händen und Füßen gefesselt und in einen Fluss geworfen. Man glaubte, Wasser
            sei ein reines, «göttliches» Element. Es werde Hexen – als Verbündete des Teufels –
            abstoßen. Schwamm die Person also oben und ging nicht unter, galt sie als schuldig
            und wurde hingerichtet. Ging die Person unter, galt sie zwar als unschuldig, ertrank
            aber in der Regel, weil sie nicht rechtzeitig aus dem Wasser gezogen wurde.[2] Die Menschen hatten Absurditäten geglaubt und schreckten deshalb vor Ungeheuerlichkeiten
            nicht zurück.
         

         Wie kamen Deutsche und Franzosen im 19. Jahrhundert auf die verrückte Idee, sich gegenseitig
            für Erbfeinde zu halten? Es war eine Mischung aus übersteigertem Nationalismus, den
            Erfahrungen aus verschiedenen Kriegen und Propaganda. Zeitungen, Karikaturen und Schmählieder
            verbreiteten die Vorstellung, der jeweils andere sei bedrohlich und «barbarisch».[3] Die Entwicklung nach 1945 zeigt, dass solche Vorstellungen durch vernünftige Politik
            korrigiert werden können. Heute fühlen sich Franzosen und Deutsche freundschaftlich
            miteinander verbunden. Es gibt ca. 2300 Städtepartnerschaften. Jährlich kommen mehr
            als 200.000 deutsche und französische Jugendliche bei vielen tausend Begegnungen zusammen,
            die das gemeinsame Jugendwerk fördert. Die beiden Völker haben ihren Verstand wiedergefunden.
         

         Demgegenüber sind die Nachwirkungen der Kulturrevolution in China bis heute spürbar.
            Mao wollte 1966 die chinesische Gesellschaft radikal umgestalten, den «neuen Menschen
            schaffen» als ein «selbstloses Gemeinschaftswesen in einer herrschaftsfreien Gesellschaft».[4] Chaos sollte dabei der Geburtshelfer sein. Heute würde man von Disruption sprechen.
            «Mit Chaos auf Erden erreicht man große Orientierung im Land», sagte Mao sinngemäß.[5] Zeitgenössische Berichte und spätere Analysen beschreiben, wie Mao das chinesische
            Volk in einen Zustand kollektiver Verwirrung versetzte. Angst und Gewalt waren allgegenwärtig.
            Millionen Jugendlicher griffen als «Rote Garden» Lehrer und Professoren an und demütigten
            Menschen, die sie zu öffentlicher «Selbstkritik» zwangen.[6] Denunziationen zersetzten Vertrauen und Zusammenhalt. Mit den alten konfuzianischen
            Familienwerten sollte gebrochen werden. Tempel, Pagoden und Bibliotheken fielen der
            Zerstörungswut zum Opfer. Buchhandlungen durften keine klassische Literatur mehr verkaufen.
            Schulen und Universitäten vermittelten zeitweise nur noch elementare Fähigkeiten.
            Wichtiger waren die maoistischen Parolen aus dem «kleinen roten Buch».[7] Millionen Menschen wurden Opfer politischer Säuberungen, öffentlicher Demütigungen,
            von Misshandlungen und Folter. Nach Schätzungen wurden rund drei Millionen Menschen
            getötet. 125 Millionen haben unter Verfolgungen und Menschenrechtsverletzungen gelitten.[8] Bis heute hat die chinesische Gesellschaft noch keinen Konsens gefunden, wie sie
            sich an die Jahre der Kulturrevolution von 1966 bis 1976 erinnern sollte. Mitgefühl
            für die Opfer ist keineswegs selbstverständlich.[9] Der Personenkult um Mao dauert an.[10]
         

         Das deutsche Volk hatte in der Nazi-Zeit den Verstand verloren. Schon vor 1933 hatten
            die Nazis mit ihrem völkischen Nationalismus versucht, den Deutschen weiszumachen,
            als «Arier» gehörten sie zu einer «Herrenrasse», mit Anspruch auf «Lebensraum» weit
            über die aktuellen Grenzen Deutschlands hinaus. Gleichzeitig gipfelte ihre «Rassenlehre»
            darin, die Juden für jedes Übel dieser Welt verantwortlich zu machen und ihnen alle
            erdenklichen schlechten Eigenschaften anzudichten. «Die Juden sind unser Unglück»
            hatte Heinrich von Treitschke schon 1879 in einem Aufsatz behauptet.[11] Diese Botschaft buchstabierten die Nazis immer und immer wieder aus, besonders widerlich
            in den Karikaturen des 1923 gegründeten antisemitischen Hetzblattes «Der Stürmer».
            So bereiteten die Nazis schon zur Zeit der Weimarer Republik ihre spätere Ausgrenzungspolitik
            vor, die schließlich in die Vernichtung von sechs Millionen Juden mündete. Weil sie
            die Deutschen dazu brachten, Absurditäten über die Juden zu glauben, konnten sie viele
            auch davon überzeugen, Ungeheuerlichkeiten zu begehen.
         

         Die Nationalsozialisten verloren keine Zeit. Nach der «Machtergreifung» 1933 dauerte
            es nur wenige Monate, bis es keine unabhängigen Zeitungen mehr gab. Schon im Frühjahr
            wurden die kommunistischen und sozialdemokratischen Zeitungen verboten und enteignet.
            Später wurden auch liberale, katholische oder jüdische Verlage ausgeschaltet. So verschwand
            bereits 1933 ein Drittel aller 3400 zuvor bestehenden Zeitungen. Die Nazis hatten
            Presse, Radio und Film systematisch gleichgeschaltet. Unabhängige Medien wurden beseitigt.
            Die Nazis kontrollierten alle Kommunikationswege und beeinflussten damit das Denken.[12] Gleichschaltung und massive Zensur sollten verhindern, dass kritische oder alternative
            Sichtweisen das Volk erreichen konnten. Viele Deutsche hörten völlig damit auf, kritisch
            zu reflektieren, identifizierten sich mit dem «Führer» und seiner Ideologie oder folgten
            der Mehrheit einfach aus Angst. Die Nazis hatten mithilfe moderner Massenkommunikation
            und gezielter psychologischer Manipulation das freie Denken unterdrückt und so große
            Teile der Gesellschaft in ihre Verbrechen verstrickt. Das deutsche Volk hatte seinen
            Verstand verloren.
         

         Diese und viele andere Beispiele zeigen: Ja, es ist möglich, dass ein ganzes Volk
            den Verstand verliert. Die schrecklichen Folgen sollten uns mahnen, alles zu tun,
            um bei Verstand zu bleiben.
         

      
   
      
            Demokratie braucht Wahrheit
            

         

         Alle Staatsgewalt geht vom Volk aus (Art. 21 Abs. 2 Satz 1 GG). Deshalb ist Demokratie auf ein urteilsfähiges Wahlvolk angewiesen, das in der Lage
            ist, Tatsachen von Meinungen unterscheiden zu können. Demokratie braucht Wahrheit.
            Sie lebt von dem liberalen und sozialen System der Wahrheitsfindung, das die Aufklärung
            hervorgebracht hat. Das vorliegende Buch beschreibt dieses System und untersucht,
            welche Mechanismen einen allgemeinen Rationalitätsverlust bewirken können. Wir werden
            gerade Zeitzeugen, wie Rechtspopulisten und Rechtsextreme die Gesellschaften systematisch
            polarisieren. Sie wollen die gesellschaftliche Mitte zerreiben. Alles, was nicht ihrer
            Meinung entspricht, wird als links abgestempelt. Die AfD spricht von den «Kartellparteien»,
            schreibt «CDUCSUSPDFDPGRÜNELINKE», als gäbe es keine gravierenden Unterschiede zwischen der Union und der Linkspartei.
            In polarisierten Gesellschaften driften nicht nur die inhaltlichen Positionen immer
            weiter auseinander. Polarisierung führt auch zu einem Verlust kollektiver Vernunft,
            denn sie ist vor allem emotionsgetrieben. Man spricht von affektiver Polarisierung.[13]
         

      
   
      
            Affektive Polarisierung macht Wahrheit zur Machtfrage
            

         

         Affektive Polarisierung bringt die Menschen dazu, dieselben Informationen in fundamental unterschiedlicher Weise zu interpretieren, unabhängig vom tatsächlichen Inhalt.[14] Der Konflikt verschiebt sich weg von den Sachfragen hin zu Identitäten. Statt «Was
            ist richtig?» wird gefragt «Wer gehört zu uns – und wer zu denen?».[15] Es gibt keine gemeinsam akzeptierte Methode mehr, um festzustellen, was gilt. Die
            Wahrnehmung des gesamten Systems – Medien, Wissenschaft, Presse, Gerechtigkeit, Migration,
            Politik – und damit der Wirklichkeit, driftet immer stärker auseinander.[16] Ab hier reden die Menschen nicht mehr aneinander vorbei, sondern sie leben in unterschiedlichen
            Welten, mit eigenen Bedrohungen und Gewissheiten.[17] Mit der Zeit entwickeln sich unterschiedliche moralische Grundannahmen darüber,
            was als gerecht, legitim oder unmoralisch gilt. Wer unterschiedliche moralische Prämissen
            hat, kann selbst bei gleichen Fakten nicht zur gleichen Wirklichkeit gelangen.[18]
         

         Hannah Arendt zufolge wird Wahrheit dann nicht mehr als etwas verstanden, das man
            gemeinsam sucht, sondern als etwas, das die jeweils andere Seite kontrolliert oder
            manipuliert. Wahrheit wird zur Machtfrage.[19] Nicht nur die Ansichten entfernen sich immer weiter voneinander. Man sieht auch
            keine gemeinsame Wirklichkeit mehr. Man schreit immer lauter aneinander vorbei. Das
            Volk verliert durch affektive Polarisierung seinen gemeinsamen Verstand.
         

         Wer diesen Zustand herbeiführen will, muss dafür das liberale System der Wahrheitsfindung
            angreifen und schwächen. Die polarisierenden Methoden, mit denen Trump und seine MAGA-Bewegung (Make America Great Again) das amerikanische Volk dazu bringen, in unterschiedlichen
            Wirklichkeiten zu leben und die eigenen demokratischen Werte zu verraten, wendet in
            Deutschland die AfD an. Ebenfalls mit großem Erfolg. Sie sucht dabei engen Kontakt
            zu den MAGA-Hardlinern. Schon 2018 traf sich Alice Weidel nach Presseberichten mit Steve Bannon
            in Zürich, um über Pressearbeit und alternative Medien zu sprechen.[20] Ein Jahr später organisierte die AfD in Berlin eine «Konferenz der freien Medien»,
            zu der Bannon eingeladen war. Man wollte besprechen, wie politische Kommunikation
            und Informationsstrategien effektiver gestaltet werden können.[21] Anschließend arbeitete die AfD für Online-Kampagnen mit Harris Media, einer US-Agentur, die zuvor für Trump tätig geworden war.[22] Manche Techniken dabei sind neu. Anderes kommt einem aus der Geschichte bekannt
            vor, wie ein Remake eines schlechten Films: die Darstellung einer homogenen «Volksgemeinschaft»
            versus «die Anderen» oder die Selbstinszenierung als «verfolgte Opfer» bei gleichzeitiger
            Dramatisierung des politischen Gegners als existentielle Gefahr.
         

      
   
      
            Das liberale System der Wahrheitsfindung schützen
            

         

         Immer geht es darum, unser Bild von der Wirklichkeit zu beeinflussen und das Denken
            zu verwirren. Angriffe auf die Wahrheit werden durch die Algorithmen von Social Media
            unterstützt. Dieses Buch fragt, ob Künstliche Intelligenz die Menschen vor Fake News
            schützen kann oder ob KI-generierte Fälschungen es noch schwieriger machen, Wahrheit von Lüge zu unterscheiden.
            Trump und die AfD greifen in die Wissenschaftsfreiheit ein und untergraben das Vertrauen
            in die klassischen Medien («Lügenpresse»). Damit sollen die Dämme gegen die Flut ihrer
            Lügen brechen. Kritik und Kontrolle werden unmöglich.
         

         Doch was ist Tatsache? Was ist Fiktion? Und wie stellen wir das fest? Diese Fragen
            beschäftigen die Menschheit seit Jahrtausenden. In der Aufklärung hat sich dafür ein
            komplexes System der Wahrheitsgewinnung entwickelt. Wir müssen seine Grundlagen verstehen,
            damit wir es gegen diejenigen verteidigen können, die uns um den Verstand bringen
            wollen.
         

         Lügen stellen die Wahrheit falsch dar. Das sogenannte Bullshitting im Sinn der Philosophie
            Harry Frankfurts zerstört das System der Wahrheitsfindung selbst. Trump in den USA und die AfD in Deutschland benutzen diese Manipulationstechnik, um das Volk so sehr
            zu verwirren, dass es in freien Wahlen die eigene Demokratie zerstört. Russland nutzt
            Desinformationskampagnen, um gesellschaftliche Konflikte in Deutschland anzuheizen,
            das Vertrauen in demokratische Institutionen zu erschüttern und Moskau-willfährige
            Kräfte wie die AfD oder das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) zu stärken.
         

         Wer sein Gedächtnis verliert, weiß nicht mehr, wer er oder sie ist. Wenn man sich
            an Vergangenes nicht erinnern kann, wird man orientierungslos. Das gilt auch für unser
            kollektives Gedächtnis. Das Umschreiben der Geschichte gehört deshalb zum Standardrepertoire
            von Autokraten, die mit dem geklitterten Geschichtsbild den Blick auf Gegenwart und
            Zukunft steuern wollen. Die AfD redet vom «Schuldkult», damit die Erfahrungen mit
            dem Nationalsozialismus ihrem völkischen Nationalismus nicht länger entgegenwirken.
         

         Identitätsaufgeladene Kulturkämpfe sind die Königsdisziplin der Zerstörung des Systems
            liberaler Wahrheitsfindung. Wenn nur noch mitreden darf, wer zur betroffenen Gruppe
            gehört, ist es mit der universellen Gültigkeit von Fakten vorbei. Wir betrachten die
            Wirklichkeit subjektiv, nicht objektiv. Dabei unterliegen wir unbewussten Wahrnehmungsfehlern.
            Sich dessen bewusst zu werden, hilft, ihre Wirkung möglichst klein zu halten.
         

         Bei alledem spielt die Sprache eine entscheidende Rolle. Da Text aus Kontext verstanden
            wird, ist der vorgegebene Rahmen für das Gesagte, das sogenannte Framing, sehr wichtig.
            Mit Hannah Arendt kann man sagen: Wenn zwischen Fakt und Fiktion, Wahrheit und Lüge
            nicht mehr unterschieden wird, hat ein Volk den Verstand verloren. Dieser Prozess
            verläuft langsam, schleichend und weitgehend unbemerkt. Er erinnert an den Frosch,
            der ins kalte Wasser eines Topfes springt und nicht merkt, wie das Wasser langsam
            heißer wird, wie er seine Kraft verliert und am Ende gekocht wird.
         

         Was können wir tun, damit es nicht so weit kommt?

         Hier ist nicht nur die Politik gefordert. Wenn wir uns nicht selbst anstrengen, bei
            Verstand zu bleiben, sind politische Maßnahmen weitgehend wirkungslos. Neben konkreten
            Forderungen an die Politik gibt das Buch deshalb im zweiten Teil sehr konkrete Hinweise
            und Tipps, die uns davor schützen, den Verstand zu verlieren und dabei helfen, das
            System der Wahrheitsfindung zu verteidigen.
         

      
   
      
            TEIL I

            WIE EIN VOLK DEN VERSTAND VERLIERT
            

         

      
   
      
               Demokratie braucht Vertrauen und Vernunft
               

            

            Wir sind davon überzeugt, dass wir morgen für einen dieser bunten Zettel in unserem
               Portemonnaie ein Brot kaufen können. So ist es auch. Aber vor einhundert Jahren hätte
               eine Schubkarre nicht ausgereicht, um die 840 Milliarden Reichsmark in die Bäckerei
               zu bringen, die ein Brot auf dem Höhepunkt der deutschen Hyperinflation im Herbst
               1923 kostete.[1] Das Vertrauen in die Geldwertstabilität war komplett erloschen. Die Finanzordnung
               war zerstört. Wie die Finanzordnung ist auch die Demokratie eine vorgestellte Ordnung
               in sozialtheoretischem Sinne. Wir vertrauen darauf, dass alle sich an die demokratischen
               Spielregeln halten. Wir vertrauen darauf, dass Wählen einen Unterschied machen kann,
               weil eine abgewählte Regierung das Ergebnis anerkennt und abtritt. Wenn wir dieses
               Vertrauen nicht mehr haben (können), ist die Demokratie kaputt. Demokratie braucht,
               bei aller notwendigen Skepsis und Kontrolle gegenüber der Politik, eine Kultur des
               Vertrauens in ihre Institutionen. In einer Unkultur von Misstrauen und Verdacht kann
               sie nicht überleben.
            

            Das Wahlvolk braucht Urteilskraft. Schließlich hängt von seiner Entscheidung ab, wer
               regieren soll. Sich diese Urteilsfähigkeit anzueignen und sie beständig zu schärfen,
               ist Aufgabe jedes Einzelnen. «Echte Urteilskraft kann nur da entstehen, wo wir so
               nah wie möglich am Wirklichen sind.»[2] Demokratie lebt vom informierten Diskurs. Ihre Entscheidungsprozesse funktionieren
               nur, wenn die Bürgerinnen und Bürger gut informiert sind und auf einer gemeinsamen
               Faktenbasis debattieren, statt starkmeinend aneinander vorbeizureden. Was stimmt –
               was stimmt nicht? Darüber müssen wir uns immer wieder selbst Gewissheit verschaffen.
               Mit Verstand und Vernunft.
            

         
      
   
      
               Kritik ist ein Lebenselixier für die Demokratie
               

            

            Kritik bringt eine Gesellschaft vorwärts. Sie stellt Bestehendes in Frage und stößt
               Verbesserungen an. Wir lernen durch Kritik. Gäbe es keine, würden Fehler zementiert.
               Ungerechtigkeiten und Missstände würden bestehen bleiben. Demokratie ermutigt zu Kritik
               und hebt so das Potential guter Ideen, die in der Gesellschaft vorhanden sind. Denn
               niemand muss Angst haben, Kritik zu äußern. Meinungsfreiheit ist als Grundrecht in
               Art. 5 des Grundgesetzes garantiert. Machtmissbrauch, Korruption und Verfehlungen
               von Politik oder Verwaltung kommen durch Kritik ans Licht der Öffentlichkeit. Damit
               entsteht Druck, sie abzustellen. Die Verantwortlichen können zur Verantwortung gezogen
               werden.
            

            Ohne Kritik wäre die Demokratie wenig innovativ, träge und anfällig für Machtmissbrauch.
               Nur durch einen kritischen Diskurs, in dem Argumente und Meinungen auf ihre Plausibilität
               und Tragfähigkeit überprüft werden, kann eine Gesellschaft ihre Probleme erkennen
               und gemeinsam Lösungen entwickeln. Deshalb ist Kritik unverzichtbar, wenn die Demokratie
               funktionieren soll. Kritik ist eine Bewertung und somit eine Meinung. Damit Kritik
               sinnvoll geübt werden kann, muss sie sich auf allgemein anerkannte Tatsachen beziehen
               können.
            

         
      
   
      
               Weshalb wir zwischen Tatsachen und Meinungen unterscheiden müssen
               

            

            Meinungsbildung muss auf verlässlichen, überprüfbaren Informationen beruhen. Wir können
               uns nur dann sinnvoll entscheiden oder begründet Kritik üben, wenn wir Zugang haben
               zu wahrheitsgemäßen Fakten. Der Mensch kann sich in der Welt nicht zurechtfinden ohne
               Tatsachen. Er verlöre buchstäblich den Boden unter den Füßen.[3]
            

            Die Nazis haben deshalb das Bewusstsein der Deutschen darauf getrimmt, «die Realität
               nicht mehr als Gesamtsumme harter, unausweichlicher Fakten wahrzunehmen, sondern als
               Konglomerat ständig wechselnder Ereignisse und Parolen, wobei heute wahr sein kann,
               was morgen schon falsch ist», beschrieb Hannah Arendt ein Ziel nationalsozialistischer
               Propaganda.[4] Die von ihr beobachtete «Unfähigkeit und der Widerwillen, überhaupt zwischen Tatsache
               und Meinung zu unterscheiden» prägen auch heute viele Diskussionen, vor allem auf
               Social Media, und kennzeichnen den Populismus von Trump und der AfD.[5] «Es geht dann nicht mehr um den Kontrast von Schwarz-Weiß, um die Unterscheidung
               von Wahrheit und Lüge, sondern darum, die Unterscheidung von wahr und falsch selbst
               aufzulösen», hat Karl Schlögel in seiner Friedenspreis-Rede festgestellt. Die Devise:
               «Alles ist gleich wahr, alles ist gleich falsch» bedeute «die Zerstörung der Grundlage
               jeder Urteilsbildung».[6]
            

            So flutete der Kreml nach dem Abschuss der malaysischen Passagiermaschine MH 17 über der Ukraine die Diskussion mit unterschiedlichsten Versionen des Hergangs:
               Ein ukrainisches Kampfflugzeug habe die Maschine abgeschossen. Eine ukrainische Luftabwehreinheit
               sei verantwortlich. Der Abschuss sei von Kiew inszeniert, um Russland zu diskreditieren.
               Die Ukraine habe das Flugzeug mit Putins Präsidentenmaschine verwechselt. Die vom
               Westen vorgelegten Beweise seien manipuliert. In einigen russischen Medien wurde sogar
               suggeriert, im Flugzeug hätten sich von vornherein Leichen befunden. Dem Kreml ging
               es nicht darum, dass seine Behauptungen geglaubt würden. Er wollte, dass man alles
               für möglich halten solle und gar nichts mehr glauben könne.
            

            Wenn alles zur Meinung erklärt wird und Fakten ihrer verbindlichen Gültigkeit beraubt
               werden, erodiert die Demokratie. Fakten oder – um mit Hannah Arendt zu sprechen –
               «Tatsachenwahrheiten» existieren unabhängig von Meinungen.[7] Man kann nicht mit jemandem über das Wetter diskutieren, der behauptet, der Himmel
               sei grün. «Wahrheit könnte man begrifflich definieren als das, was der Mensch nicht
               ändern kann. Metaphorisch gesprochen ist sie der Grund, auf dem wir stehen, und der
               Himmel, der sich über uns erstreckt.»[8]
            

            Demgegenüber sind Meinungen subjektive Bewertungen. Sie beruhen auf persönlichen Einschätzungen,
               Erfahrungen, Haltungen und Gefühlen. Die Tatsachenwahrheiten geben der Meinung ihren
               Gegenstand vor.[9] Meinungen, die sich nicht auf Tatsachen beziehen, sind eher beliebig und spekulativ.
               Leicht ufern sie ins Fantastische aus. Tatsachen setzen dem Meinen Grenzen. Jede und
               jeder hat das Recht auf eine eigene Meinung, aber nicht auf eigene Tatsachen.
            

            Es ist eine Tatsache, dass der Vorstandsvorsitzende von VW im Jahr etwa das 188-fache des Durchschnittslohns eines VW-Mitarbeiters verdient, der in der Produktion arbeitet.[10] Man kann sehr unterschiedlicher Meinung sein, ob das gerecht ist oder nicht. Aber
               man kann nicht sagen, der Chef von VW verdiene im Vergleich zu den Produktionsmitarbeitern nur das Zehnfache. Nur auf einer
               gemeinsamen Faktenbasis lässt sich über Kompromisse diskutieren. Also, um im Beispiel
               zu bleiben, über eine gerechte Gehalts- und Tarifstruktur bei VW. Wenn der Eindruck entsteht, dass alles beliebige Meinung sei und es keine objektivierbaren
               Tatsachen gebe, reden alle aneinander vorbei.
            

            Meinungsfreiheit bedeutet, glauben und sagen zu können, was man will. Gerade weil
               eine Meinung keine Tatsache ist. Aber man darf Meinungen nicht zu Tatsachen umdeuten,
               sonst zerstört man die Grundlagen der Politik.[11] «Ich halte das für eine Tatsache», hat Innenminister Dobrindt zu der Behauptung
               von Bundeskanzler Merz gesagt, wonach illegale Migration das Erscheinungsbild unserer
               Städte verändere. Dass Dobrindt etwas für eine Tatsache hält, ist seine Meinung. Aber
               anders als es die Wortwahl suggeriert, werden Tatsachen eben nicht durch Meinungen
               geschaffen.
            

            Es führt zu gesellschaftlicher Spaltung und Radikalisierung, wenn die Basis gemeinsamer
               Fakten bewusst in Frage gestellt wird. Das Vertrauen in Institutionen, Politik und
               Medien schwindet. Gruppen radikalisieren sich, weil sie nur noch die Informationen
               wahrnehmen, die ihre Meinung und Vorurteile bestätigen. Wie soll Politik gelingen
               in einer Wirklichkeit, die immer häufiger nur eingebildet ist? Ein häufiges Gegenargument
               lautet, Polarisierung sei Ausdruck lebendiger Demokratie. Konflikt sei gesund, Streit
               notwendig. Das ist auch richtig. Aber nur bis zu einem gewissen Punkt. Ohne gemeinsame
               Wirklichkeitsbasis ist Streit nur destruktiv.
            

         
      
   
      
               Politik streitet nicht um Wahrheit, sondern darum, was geschehen soll
               

            

            Politische Diskussionen müssen sich auf Tatsachen beziehen, aus denen dann Schlussfolgerungen
               gezogen werden. Diese Schlussfolgerungen sind meist unterschiedlich, je nach Partei.
               Denn man kann Tatsachen unterschiedlich bewerten, also unterschiedliche Meinungen
               dazu haben. Ob etwas als Tatsachenwahrheit gilt, folgt dabei anderen Regeln als der
               politische Meinungskampf. Ja, Tatsachenwahrheiten sind sogar dadurch gekennzeichnet,
               dass sie nicht durch Mehrheitsbeschlüsse festgestellt werden können. Es sind Fakten,
               die unabhängig von Meinungen darüber existieren, ob sie «wahr» seien, oder nicht.
               Parteien proklamieren die aus ihrer jeweiligen Sicht «richtige» Politik. Das ist ein
               Unterschied. Es gibt mehr als ein zulässiges Ziel und mehr als einen zulässigen Weg
               dahin. Politik hat die Aufgabe, menschliches Zusammenleben zu regeln, unterschiedliche
               Interessen auszugleichen und zu entscheiden, was geschehen soll. Das geschieht durch
               Mehrheitsentscheidungen. Aber man kann nicht mit Mehrheit darüber abstimmen, ob Zwei
               plus Zwei Vier ergibt, oder ob ein in der Hand gehaltenes Glas zu Boden fällt, wenn
               man die Hand öffnet. Dabei geht es um Wahrheiten, die der demokratischen Abstimmung
               entzogen sind.
            

            In einer Demokratie geschieht, was die Mehrheit als richtig ansieht. Es wird aber
               dadurch nicht zu Wahrheit. Die Minderheit mag es weiter als falsch bewerten. Wahr
               kann auch sein, was nur einer erkannt hat, auch wenn die Mehrheit zunächst anderer
               Meinung bleibt, wie Galilei mit seinen Experimenten zur Schwerkraft gezeigt hat. Nur
               wenn Politik sich auf Tatsachenwahrheiten bezieht, kann man über die «richtige» Politik
               streiten und sich in Kompromissen darauf verständigen.
            

         
      
   
      
               Zwischenfazit: Warum Demokratie Wahrheit braucht
               

            

            Demokratie lebt vom Streit – aber sie lebt nicht vom Streit über alles. Sie funktioniert
               nur, wenn es einen Bereich gibt, der dem politischen Meinungskampf entzogen ist: die
               Tatsachen, von denen aus gestritten wird. Meinungen dürfen verschieden sein. Interessen
               dürfen kollidieren. Aber wenn nicht mehr unterschieden wird zwischen dem, was ist,
               und dem, was man darüber denkt, verliert politische Auseinandersetzung ihren Boden.
               Dann wird nicht mehr argumentiert, sondern behauptet. Nicht mehr überzeugt, sondern
               mobilisiert. Das ist kein theoretisches Problem. Wo Tatsachen zu bloßen Meinungen
               erklärt werden, wird Kritik wirkungslos. Kontrolle versandet. Vertrauen erodiert.
               Politik wird zur Frage der Macht, nicht der Vernunft. Demokratie braucht deshalb nicht
               nur Wahlen, sondern Urteilskraft. Und Urteilskraft braucht Nähe zum Wirklichen.
            

         
      
   
      
               Was ist wahr?
               

            

            Die Frage «Was ist wahr?» hat also fundamentale Bedeutung für vernünftige Politik,
               wird aber von dieser nicht beantwortet, sondern ist ihr vorgelagert. Menschen können
               sich irren. Sie haben dies immer wieder getan und werden auch in Zukunft nicht gegen
               Irrtümer gefeit sein. Deshalb wird Wahrheit vorläufig bleiben und nur so lange als
               «wahr» gelten können, bis sie durch neue Erkenntnisse in Frage gestellt und falsifiziert
               worden ist. Nach Karl Popper kann eine Theorie nicht durch Erfahrung als wahr bewiesen
               werden. Es bleibt also eine ewige Suche nach der Wahrheit. Sie ist umso erfolgreicher,
               je freier sie vonstatten geht.
            

         
      
   
      
               Unser liberales Wahrheitsregime
               

            

            In offenen, freiheitlichen Gesellschaften gibt es Verfahren und Logiken, mittels derer
               sie festlegen, was sie für wahr und richtig halten. Man kann sie mit Michael Zürn
               als «liberales Wahrheitsregime» bezeichnen.[12] Damit sind die Prozesse gemeint, durch die gesellschaftlich akzeptierte Wahrheiten
               entstehen. In der Erkenntnistheorie seit Kant ist dafür die regulative Idee der Wahrheit
               maßgebend. Danach ist Wahrheit weder absolut noch ewig. Aber es ist falsch, aus ihrer
               Vorläufigkeit zu schließen, Wahrheit gebe es gar nicht. Wahrheit wirkt als normativer
               Orientierungspunkt. Einerseits unerreichbar, andererseits ein erstrebenswertes Ziel.
               «Die regulative Idee der Wahrheit lebt von der Kritik und der permanenten Möglichkeit,
               falsche Einsichten als falsch zu entlarven, und von der Überzeugung, dass es möglich
               ist, der Wahrheit näher zu kommen.»[13] Das liberale Wahrheitsregime speist sich aus drei Quellen: dem eigenen Verstand,
               kommunikativer Rationalität und einer «reflektierten Unterordnung unter die Einsichten
               der Wissenschaft und Expertinnen».[14] Das Wasser dieser Quellen bleibt nur dann klar, wenn es durch ein intaktes liberales
               Wahrheitssystem aus Wissenschaft, Presse, Diskurs und Kunst immer wieder analysiert
               und gefiltert wird.
            

         
      
   
      
               Der eigene Verstand
               

            

            Sapere aude! Habe Mut, Dich Deines eigenen Verstandes zu bedienen!, wie Kant formulierte.
               Das ist die zentrale Botschaft der Aufklärung und die subjektive Seite des Wahrheitsregimes.
               Man soll sich trauen, selbst zu urteilen, statt nur blind zu glauben. Wenn Populisten
               von «denen da oben» sprechen, die angeblich alle «gegen uns» seien, kommt man mit
               etwas Nachdenken schnell darauf, dass es «die da oben» als Einheit gar nicht gibt.
               Es sind unterschiedliche Eliten, die verschiedene Interessen verfolgen und oft Konflikte
               miteinander austragen, so wie Gewerkschaften und Arbeitgeber. Auch «wir» sind keine
               homogene Masse, sondern auf mannigfaltige Weise voneinander verschieden, wie Amartya
               Sen zeigt.[15] Schon der eigene Verstand müsste jedem sagen, dass es eine Anmaßung ist, wenn die
               AfD behauptet, für das wahre Volk zu sprechen.
            

         
      
   
      
               Kommunikative Rationalität
               

            

            Der eigene Verstand reicht wegen seiner subjektiven Beschränkungen allerdings nicht
               aus, um sich verlässlich der Wahrheit zu nähern. Man muss auch Erfahrungen und Ansichten
               anderer Menschen in Betracht ziehen, um daraus zu lernen. Das geschieht durch Gedankenaustausch,
               schriftlich oder im Gespräch. Um der Wahrheit dienlich zu sein, muss dieser Kommunikationsprozess
               möglichst rational ablaufen. Nur wer gut zuhört, kann lernen. So entstehen intersubjektive
               Überzeugungen, die von Vielen als vorläufig richtig, als «wahr», erkannt und wirksam
               werden.
            

         
      
   
      
               Das Wissen von Expertinnen und Experten
               

            

            Die dritte Quelle, aus der sich das liberale Wahrheitsregime speist, ist die «reflektierte
               Unterordnung unter die Einsichten der Wissenschaft und Expertinnen».[16] Es ist vernünftig, Erkenntnissen zu trauen, die aus einem wissenschaftlichen Forschungsprozess
               entstanden sind. Das international vernetzte Wissenschaftssystem mit seiner ständigen
               Überprüfung der Forschungsergebnisse bietet die beste Erkenntnisquelle, die uns zur
               Verfügung steht.
            

            Wenn es also darum geht, von welchen Tatsachen wir ausgehen wollen, wenn wir über
               Klimawandel sprechen, ist es vernünftig, die Autorität der Klimaforscherinnen und
               -forscher anzuerkennen. Diese haben in ihrer weit überwiegenden Mehrheit den menschengemachten
               CO2-Ausstoß als wichtige Ursache für die Erderhitzung identifiziert. Es ist auch vernünftig,
               Experten zu trauen, die durch ihre Ausbildung und Erfahrung mehr von ihrem Fachgebiet
               verstehen als man selbst. Wir tun das, wenn wir unser Auto in die Werkstatt bringen
               oder wenn wir wegen Magenschmerzen zum Arzt gehen.
            

            Diese Unterordnung unter die Einsicht von Experten und der Wissenschaft sollte immer
               in dem Bewusstsein erfolgen, dass auch deren Erkenntnisse nicht als ewig gültig verabsolutiert
               werden dürfen. Deshalb muss im liberalen Wahrheitsregime «allen Autoritäten […] stets
               mit einem vernünftigen Maß an Misstrauen und Zweifel begegnet werden».[17] Die Betonung liegt auf «vernünftig». Auch Zweifel sollten im konkreten Fall begründet
               und begründbar sein. Allein zu sagen: «Das glaube ich nicht.», reicht nicht. Denn
               auch die Berechtigung des Zweifels sollte überprüfbar sein. Das liberale Wahrheitsregime
               legt fest, «was in einer gegebenen Gesellschaft als wahr und zutreffend angesehen
               wird. Es verbindet sich mit der Überzeugung, dass dieses Ergebnis als Wahrheit akzeptiert
               werden sollte, auch wenn klar ist, dass es sich um keine überzeitliche Wahrheit handelt,
               sondern sie im Laufe der Zeit revidiert werden kann.»[18]
            

            Seit der Aufklärung hat sich dieses liberale System der Wahrheitsgewinnung und des
               Erkenntnisfortschritts entwickelt. Es hat sich als sehr erfolgreich erwiesen. Denn
               trotz aller Irrtümer im Einzelnen: Wir können heute viel mehr als vor dreihundert
               Jahren.[19] Man hätte sich vor dreihundert Jahren nicht vorstellen können, dass Menschen in
               ein paar Stunden von Europa nach Amerika fliegen, dass Herzen transplantiert werden
               oder dass man Menschen sehen und sich mit ihnen unterhalten kann, die tausende Kilometer
               entfernt sind.
            

            Das liberale Wahrheitsregime ermöglicht die wichtige Unterscheidung von Tatsachen
               und Meinungen. Deshalb ist es denen ein Dorn im Auge, die ein Volk um den Verstand
               bringen wollen.
            

         
      
   
      
               Zwischenfazit: Wahrheit ist kein Besitz, sondern ein Verfahren
               

            

            Wahrheit ist im liberalen Verständnis kein Dogma und kein Machtinstrument. Sie ist
               das Ergebnis eines offenen, fehlertoleranten und kritischen Verfahrens. Dieses Verfahren
               lebt vom Zusammenspiel mehrerer Quellen: vom eigenen Verstand, vom Austausch mit anderen
               und vom Wissen der Wissenschaft. Es ist institutionalisiert in der Freiheit von Forschung,
               Presse, Meinung, Information und Kunst. Gerade weil Wahrheit vorläufig ist, braucht
               sie Freiheit. Und gerade weil sie nicht beliebig ist, braucht sie Regeln. Wer dieses
               System verteidigt, verteidigt nicht einzelne Ergebnisse, sondern die Fähigkeit einer
               Gesellschaft, sich selbst zu korrigieren. Wer es angreift, greift nicht bloß Eliten
               an, sondern die Grundlagen gemeinsamer Wirklichkeit.
            

         
      
   
      
               Der Angriff auf die Freiheiten, die zur Wahrheitsgewinnung unerlässlich sind
               

            

            Wer ein ganzes Volk um den Verstand bringen will, weiß, dass er genau dort ansetzen
               muss. Wir zählen meist nicht eins und eins zusammen, wenn Trump und die AfD von «Lügenpresse»
               oder «Agendawissenschaft» sprechen. Weil uns oft der Blick aufs Ganze fehlt, nehmen
               wir nicht wahr, wie alle für ein liberales System der Wahrheitsgewinnung notwendigen
               Freiheiten heute in den USA, aber auch bei uns in Deutschland gleichzeitig und planmäßig unter Druck gesetzt
               werden. Die folgenden Beispiele sind keine moralischen Etikettierungen einzelner Akteure,
               sondern beschreiben Mechanismen, die prinzipiell in jeder Demokratie auftreten können.
            

         
      
   
      
               Trump greift die Pressefreiheit systematisch an
               

            

            Nach übereinstimmenden Berichten zahlreicher Medien steht Trump mit der Pressefreiheit
               auf Kriegsfuß. Er verkündet ganz offen und ungeniert, dass «kritische Berichterstattung
               über ihn ‹wirklich illegal› sei».[20] Es kümmert ihn nicht, dass er damit gegen den Schutz der Pressefreiheit verstößt,
               die die amerikanische Verfassung im First Amendment gewährleistet.[21] Fernsehsendern wie ABC News und NBC News droht Trump offen mit dem Entzug ihrer Sendelizenzen, wenn sie die Regierung
               kritisieren oder Trump vorwerfen, Fake News zu verbreiten.[22] Das Weiße Haus hat eine Website eingerichtet, die unliebsame Medien – also alle
               seriösen – als «Fake News» anprangert. Dazu gibt es Kategorien wie «Missetäter der
               Woche» oder «Wiederholungstäter».[23] Trump schließt kritische Medien wie Associated Press (AP) oder das Wall Street Journal von Pressekonferenzen im Weißen Haus oder Reisen mit
               dem Präsidenten aus, wenn sie sich weigern, Formulierungen seiner Regierung zu übernehmen
               (z.B. «Gulf of America» statt «Gulf of Mexico»).[24] Neue Auswahlverfahren sorgen dafür, dass Trump-nahe und regierungsfreundliche Medien
               bevorzugt Zugang erhalten.[25]
            

            Trump greift journalistische Ungenauigkeiten und Fehler heraus, für die unter normalen
               Umständen allenfalls eine Korrektur erforderlich wäre, und überzieht Medien mit einer
               Fülle von Klagen, in denen er astronomische Entschädigungssummen fordert. Und das,
               obwohl er selbst ständig lügt.[26] Vom Sender CBS will er 10 Milliarden US-Dollar wegen dessen Berichterstattung über den Wahlkampf.[27] Gegen die New York Times hat er eine Klage über 15 Milliarden US-Dollar wegen «böswilliger und verleumderischer Berichterstattung» eingereicht.[28] Vom Wall Street Journal will Trump 10 Milliarden Dollar Schadensersatz wegen eines
               Artikels über seine angeblichen Verbindungen zu Jeffrey Epstein.[29] CNN droht er darüber hinaus mit Strafverfolgung wegen «falscher» Berichterstattung.[30] Solche Einschüchterungsklagen gefährden die Pressefreiheit.[31]
            

            Auch in den USA gibt es mit National Public Radio (NPR) und Public Broadcasting Service (PBS) so etwas wie ein öffentlich-rechtliches Hörfunk- und Fernsehnetzwerk. Jetzt sollen
               sie keine Bundesmittel mehr erhalten. Wenn die 1,1 Milliarden Dollar wegfallen, trifft
               das besonders die kleineren Stationen und damit den Lokaljournalismus.[32] Die Gesellschaft Corporation for Public Broadcasting, kurz CPB, zuständig für die Förderung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in den USA, hat sich aufgelöst.[33] Informieren sollen sich die Amerikaner möglichst ausschließlich über Social Media
               oder die Medien von Multimilliardären, die Trump treu ergeben sind. Die vier reichsten
               Männer in den USA sind auch die mächtigsten Medienbesitzer. Elon Musk (u.a. Tesla, Space X) kontrolliert X. Larry
               Ellison (u.a. Oracle) kontrolliert Paramount, CBS, Tiktok und CNN.[34] Jeff Bezos (u.a. Amazon) kontrolliert die Washington Post und Twitch. Mark Zuckerberg
               kontrolliert Meta, Facebook, Instagram und WhatsApp. Musk will die «woke» Wikipedia
               entmachten und mit «Grokipedia» selbst bestimmen, was «wahr» ist.[35]
            

            Die Attacken gegen die Pressefreiheit «sind systematisch und folgen einem Ziel: Kontrolle.
               Kontrolle über Begriffe, Bilder, Narrative – über die Wahrheit».[36] Wohin das führt, zeigt die von Trump verfügte Sicherheitsrichtlinie zur Bekämpfung
               des Terrorismus NSPM-7, die «antichristliche», «antiamerikanische» und «antikapitalistische» Meinungen
               als «Indikatoren» für linksradikale Gewalt und Terrorismus bezeichnet.[37] Das Justizministerium, das FBI und andere nationale Sicherheitsbehörden und -ministerien werden von Trump angewiesen,
               seine Version «politischer Gewalt» in den USA zu bekämpfen. Noch «bevor sie zu gewalttätigen politischen Handlungen führen», sollen
               alle Personen oder Gruppen, «die politische Gewalt schüren», durch die Sicherheitsbehörden
               «gestört» werden.[38] Der Einschränkung von Presse- und Meinungsfreiheit folgt die Gesinnungspolizei.
            

         
      
   
      
               Die AfD – eine konkrete Gefahr für die Pressefreiheit
               

            

            Die AfD eifert Trump beim Kampf gegen die Pressefreiheit nach.[39] Schon auf den ersten Pegida-Demonstrationen 2012 wurde gegenüber allen klassischen
               Medien der Vorwurf der «Lügenpresse» erhoben. Seitdem wird diese Beschimpfung von
               der AfD ständig und systematisch wiederholt, um die etablierte Presse als Feind darzustellen
               und ihre Glaubwürdigkeit gezielt zu beschädigen. Vor allem kritische Berichterstattung
               über die AfD soll so von vornherein diskreditiert werden. Medien werden als Teil eines
               «Systems» denunziert, das angeblich einseitig berichtet und manipuliert.[40] Bei AfD-Veranstaltungen oder Demonstrationen kommt es immer wieder zu Einschüchterungen,
               bis hin zu tätlichen Angriffen auf Journalisten.[41] Kritische Journalistinnen und Journalisten werden häufig von Parteitagen oder Wahlkampfveranstaltungen
               ausgeschlossen.[42] Journalistenverbände kritisieren das als Eingriff in die Pressefreiheit.[43]
            

            Die AfD will den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR) abschaffen. Darauf läuft ihre Forderung hinaus, der ÖRR solle sich ausschließlich durch bezahlte Abonnements finanzieren. Aber Pay-TV funktioniert nur für Spielfilme oder für Sport, nicht für Nachrichten und Information.
               Der ÖRR hat jedoch die Aufgabe, die Gesellschaft mit vielfältigen Informationen zu versorgen,
               die er unbeeinflusst vom Staat gewinnt.[44] Historisch gesehen haben die Westalliierten den ÖRR nach 1945 als Antwort auf Goebbels eingeführt. Genau deshalb will die AfD den ÖRR wieder abschaffen. Möglichst viele Menschen sollen in der Blase von AfD-nahen Medien
               gefangen werden. Alles andere ist «Mainstream» und «Lügenpresse». AfD statt ARD.
            

         
      
   
      
               Die AfD will in die Wissenschaftsfreiheit eingreifen
               

            

            Im aktuellen Wahlprogramm fordert die AfD eine «Entpolitisierung der Wissenschaft»
               an Hochschulen, Fraunhofer- und Max-Planck-Instituten. Dieser rhetorische Trick ermöglicht
               es ihr, weitreichende Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit zu begründen. «Politisiert»
               ist, was der AfD nicht passt: Diversität, Dekolonialisierung, Demokratieförderung,
               kritische Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus.[45] Wissenschaftliche Erkenntnisse sollen der eigenen Ideologie nicht länger in die
               Quere kommen. «Postcolonial Studies, Disability Studies, Critical Whiteness Studies,
               Fat Studies, Queer Studies und vor allem auch die Gender Studies» werden als sogenannte
               Agendastudies etikettiert, deren Wissenschaftlichkeit die AfD rundheraus bestreitet.
               Das soll eine von ihr im Bundestag beantragte Evaluation durch den Wissenschaftsrat
               bestätigen.[46]
            

            Mit parlamentarischen Anfragen erzeugt die AfD Druck, um Gender-Forschung die Finanzierung
               zu entziehen.[47] Damit zielt die AfD auf die Wissenschaftsfreiheit. Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes
               garantiert Hochschulen und andern Forschungseinrichtungen, dass sie eigenständig über
               die Themen entscheiden dürfen, mit denen sie sich wissenschaftlich befassen wollen.[48] Auf Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler übt die AfD gezielt Druck aus. Studierende
               sollen AfD-kritische Professoren melden. Dafür wurden eigene Portale im Internet eingerichtet.[49] Kein Wunder, dass Wissenschaftsverbände, Universitäten und zahlreiche Forscherinnen
               und Forscher vor einer schleichenden Aushöhlung der Wissenschaftsfreiheit warnen,
               sollte die AfD entscheidenden politischen Einfluss gewinnen.[50]
            

         
      
   
      
               Delegitimierung von Forschungsergebnissen
               

            

            Wissenschaftliche Erkenntnisse, die nicht zur eigenen Agenda passen, werden von der
               AfD systematisch delegitimiert. Das betrifft die Corona-Pandemie, wo die AfD noch
               heute gegen das Impfen zu Felde zieht. Und weil sie jeden menschengemachten Einfluss
               auf die Erderhitzung leugnet, stellt sie auch die Ergebnisse weltweiter Klimaforschung
               in Frage. Diese seien unwissenschaftliche Glaubenssätze. Klimawandel habe es immer
               gegeben. Die Angriffe gegen Erkenntnisse unseres Wahrheitssystems sollen den Boden
               bereiten für eine allgemeine Auffassung: Was stimmt, kann man nicht wissen. Alles
               ist Meinung, deshalb kann man auch anderer Meinung sein. Schließlich gibt es Meinungsfreiheit.
            

            Ja, natürlich haben wir Meinungsfreiheit. Aber es gibt eben auch Tatsachen. Und wenn
               wir anfangen, das zu leugnen, sind wir auf dem besten Weg, unseren Verstand zu verlieren.
            

         
      
   
      
               Trump sagt den Universitäten den Kampf an
               

            

            In den USA ist Trump schon weiter, denn er hat die Macht, die der AfD noch fehlt. «Die besten
               Universitäten werden mit Milliardenklagen überzogen, Parawissenschaften erhalten Rückendeckung,
               Forschungsergebnisse sollen nicht mehr in anerkannten Fachzeitschriften erscheinen,
               sondern in regierungsnahen Publikationsorganen. Politische Steuerung kolonisiert wissenschaftliche
               Fachlogiken», so Peter Dabrock[51] Trump nimmt politischen Einfluss auf Förderentscheidungen, kürzt Forschungsgelder,
               verbietet bestimmte wissenschaftliche Begriffe und will die Wissenschaft unter direkte
               Kontrolle seiner Regierung bringen. Statt unabhängiger Experten sollen politische
               Beamte über die Vergabe der staatlichen Forschungsfinanzierung entscheiden.[52] Per Dekret verfügte er, dass «keine Forschungsprojekte mit anti-amerikanischen Werten»
               gefördert werden dürfen. Politische Beamte sollen entscheiden, wann das der Fall ist.
               Das Dekret gibt dafür Entscheidungshilfen. So darf ethnische Diskriminierung nicht
               länger wissenschaftlich untersucht werden.[53] Auch Gender Studies und die Forschung zu Diversity, Equality und Inclusion (DEI) bekommen keine staatlichen Gelder mehr. Gleiches gilt für Projekte, die sich mit
               Migration beschäftigen und denen unterstellt wird, illegale Migration zu fördern.
               Projekte mit Bezug zu LGBTQ, Gleichstellung der Geschlechter oder Frauenförderung laufen Gefahr, nicht mehr gefördert
               zu werden.[54]
            

            Es existiert eine Liste verbotener Begriffe wie «Diversity» oder «Covid». Wenn diese
               Begriffe in den Förderanträgen auftauchen, wird der Antrag mit hoher Wahrscheinlichkeit
               abgelehnt. Die Washington Post hat aufgelistet, welche Begriffe besser nicht in den
               Förderanträgen für wissenschaftliche Forschung verwandt werden sollten, wenn man Gelder
               bewilligt bekommen möchte.[55] Es sind mittlerweile über 350, Tendenz steigend.[56] Der Silencing Science Tracker der Columbia-Universität verfolgt die staatlichen
               Versuche, wissenschaftliche Forschung selbst oder die Veröffentlichung und Nutzung
               wissenschaftlicher Informationen einzuschränken oder zu verbieten. Bisher sind 671 Maßnahmen
               aufgelistet und dokumentiert.[57] «Keine Regierung – unabhängig davon, welche Partei an der Macht ist – sollte vorschreiben,
               was private Universitäten lehren dürfen, wen sie zulassen und einstellen dürfen und
               welchen Studien- und Forschungsbereichen sie nachgehen dürfen», setzte sich der Präsident
               der Harvard-Universität, Alan Garber, zur Wehr.[58]
            

            Trump ließ sämtliche Hinweise auf den Klimawandel von den Websites staatlicher Behörden
               entfernen.[59] Sein Gesundheitsminister Robert J. Kennedy Jr. zerstört derweil das Vertrauen in
               Ärzte, Arzneien, Institutionen und die Wissenschaft.[60] Seinem ignoranten Furor gegen das Impfen sind nicht nur Kinder zum Opfer gefallen,
               die an Masern erkrankten. Auch die nahezu ausgerottete Kinderlähmung breitet sich
               wieder aus, weil die Polio-Impfungen gestoppt wurden. Dass es sich dabei auch um einen
               direkten Angriff auf das liberale Wahrheitssystem handelt, verdeutlicht eine wörtliche
               Aussage von Kennedy in der Tucker Carlson Show: «We need to stop trusting the experts […]
               Trusting the experts is not a feature of science or democracy, it’s a feature of religion
               and totalitarianism. And as democracy we have the obligation, and it’s one of the
               burdens of citizenship, to do our own research and make our own determinations.»[61]
            

         
      
   
      
               Geschichtspolitik als Angriff auf unser Gedächtnis
               

            

            Die Erinnerung bestimmt mit, wie wir über Gegenwart und Zukunft denken. Wer sein Gedächtnis
               verliert, wird orientierungslos. Wer sich nicht an sein eigenes Leben erinnern kann,
               verliert seine Identität. Das gilt nicht nur für den einzelnen Menschen, sondern auch
               für ganze Gesellschaften. Deren Gedächtnis ist die gemeinsame Geschichte. Sie wirkt
               fortwährend identitätsprägend. Während mathematische oder logische Wahrheiten zeitlos
               gelten und beliebig oft wiederentdeckt werden können, unterliegen historische Tatsachen
               der Gefahr, vergessen oder gar verleugnet zu werden. Sie verschwinden, wenn es keine
               Zeugen oder Zeugnisse (Dokumente, Urkunden etc.) gibt oder keine Menschen, die ihnen
               glauben.[62]
            

            Deshalb verbietet die chinesische Regierung jedes Sprechen über das Tian’anmen-Massaker.[63] Mit Panzern und scharfer Munition war sie in der Nacht vom 3. auf den 4. Juli 1989
               gegen die von Studenten angeführten prodemokratischen Proteste vorgegangen. Rund um
               den Platz des Himmlischen Friedens töteten Soldaten der chinesischen Volksbefreiungsarmee
               mit Maschinengewehren und Panzern Hunderte, vermutlich sogar Tausende Menschen. Die
               genaue Zahl der Opfer ist bis heute unklar. Das Kalkül der Kommunistischen Partei:
               Wenn über dieses Verbrechen nicht mehr gesprochen werden darf, kann man sich nicht
               mehr daran erinnern – und dann hat es irgendwann gar nicht stattgefunden.
            

            Weil unsere Herkunft unsere Zukunft mitbestimmt, ist Geschichtspolitik für eine autoritäre
               Ausrichtung von Gesellschaften wichtig. Nicht mehr Historiker und ihre wissenschaftlichen
               Deutungen der Geschichte sollen den historischen Diskurs bestimmen. Autoritäre Regierungen
               lassen die Vergangenheit für alle verbindlich umschreiben. Sie zielen damit auf die
               Gegenwart und wollen beeinflussen, wie wir uns die Zukunft vorstellen können.
            

            Putin lässt die russische Geschichte so umschreiben, dass ein strahlendes, makelloses
               Russland gezeichnet wird, in dem Stalin nicht als Massenmörder, sondern nur als Retter
               im Großen Vaterländischen Krieg vorkommt und gefeiert wird. Putin schreibt sich in
               eine Reihe mit Katharina der Großen und lässt sich feiern, weil er Russland wieder
               zu wahrer Größe führe. Durch Kontrolle über die Vergangenheit sucht er seine imperialen
               und expansionistischen Pläne für die Zukunft zu legitimieren.[64]
            

            Die gleiche Rolle hat Trump für sich vorgesehen. Dazu muss er die amerikanische Geschichte
               umschreiben. Wer sagt: «Make America Great Again», der muss vor allem die Größe des
               eigenen Landes zeichnen, wie sie angeblich war. In diesem Geschichtsbild ist kein
               Platz für Sklaverei, Rassismus oder die Grausamkeiten gegenüber der indigenen Bevölkerung.
               «Ein neues goldenes Zeitalter braucht seine eigenen Geschichtslegenden», kommentierte
               Frauke Steffens in der FAZ.[65] Wie Putin will Trump die Vermittlung der Vergangenheit kontrollieren. Heroische
               Erzählungen sollen die nationale Einheit stärken. Deshalb lässt er kritische Perspektiven
               aus Museen und öffentlichen Institutionen verdrängen. Das alles im Dienst des autoritären,
               rechtspopulistischen Projekts, zu dem die USA umgebaut werden sollen. Trump wolle letztlich beeinflussen, wie Amerikaner denken
               und handeln, so Khalil Gibran Muhammad, Historiker an der Universität Princeton: «Der
               Versuch, die Geschichte so umzuschreiben, dass Amerika als Nation keine Verantwortung
               mehr für die Unterdrückung zahlreicher Bevölkerungsgruppen im In- und Ausland trägt,
               ist letztlich der Versuch, die Empathie der Amerikaner abzuschalten, auch das Verständnis
               für soziale und antirassistische Bewegungen.»[66]
            

            Trump lässt auch den 6. Januar 2021 umschreiben. Man soll sich nicht mehr daran erinnern,
               wie ein gewaltsamer Sturm auf das Capitol die Auszählung des Wahlergebnisses verhindern
               sollte und welche Rolle er dabei einnahm. Stattdessen wird propagiert, es habe sich
               bei dem Putschversuch nur um friedlichen Protest gehandelt.[67] Trumps Geschichtspolitik ist ein Angriff auf das Gefühl und den Verstand der Amerikaner.
            

            Die AfD hat das Problem, dass völkisch-nationalistisches Denken schon einmal in den
               Abgrund geführt hat. Deshalb verharmlost sie den Nationalsozialismus und fordert ein
               «Ende des Schuldkults». Deutschland solle nicht länger Lehren aus dem Scheitern der
               Weimarer Republik und der Nazi-Diktatur ziehen. Diese Haltung nennt sie eine «erweiterte
               Geschichtsbetrachtung». Die Erinnerungskultur sei zu stark auf die NS-Zeit fokussiert.[68] «Die offizielle Erinnerungskultur darf sich nicht nur auf die Tiefpunkte unserer
               Geschichte konzentrieren, sie muss auch die Höhepunkte im Blick haben. Ein Volk ohne
               Nationalbewusstsein kann auf die Dauer nicht bestehen», heißt es im AfD-Wahlprogramm
               zur Bundestagswahl 2025. Als ob die deutsche Geschichte im Schulunterricht nicht von
               den alten Germanen an gelehrt und gelernt würde. Führende AfD-Funktionäre fordern
               eine «erinnerungspolitische Wende um 180 Grad»[69], damit sie die Wählerschaft besser mit ihren nationalistischen und völkischen Ansichten
               mobilisieren können. Die Partei wendet sich auch gegen eine kritische Aufarbeitung
               der kolonialen Vergangenheit Deutschlands. Dass moralische Maßstäbe an den deutschen
               Kolonialismus angelegt werden, verkehrt sie in eine «ideologisch geprägte, moralisierende
               Umdeutung der Geschichte».[70]
            

            Die AfD delegitimiert die Bundesrepublik als DDR 2.0. Die Meinungsfreiheit sei unterdrückt. Der Verfassungsschutz wird als Stasi bezeichnet.
               Die Corona-Maßnahmen nimmt sie als Beleg für eine Merkel-Diktatur – als wären einschränkende
               Maßnahmen nicht immer wieder von Gerichten aufgehoben worden. So verharmlost die AfD
               die DDR-Diktatur. Das gefällt allen, die nostalgisch ihre DDR-Vergangenheit verklären. Mit dem Ruf «Wir sind das Volk» wenden sich die Montags-Mahnwachen
               der AfD in Ostdeutschland gegen die frei gewählten Abgeordneten und Regierungen, als
               seien sie das Zentralkomitee der SED. Die gezielte Verwirrung hat Methode: Das Volk soll um seine Erinnerung und damit
               um seinen Verstand gebracht werden.[71]
            

         
      
   
      
               Zwischenfazit: Der Angriff ist systemisch
               

            

            Die Angriffe auf Presse, Wissenschaft, Kunst und Erinnerung sind keine Zufälle und
               keine Überreaktionen. Sie folgen einer Logik. Wer Macht sichern will, ohne sich der
               Kritik zu stellen, muss die Instanzen schwächen, die Kritik ermöglichen. Wer politische
               Entscheidungen nicht mehr begründen kann, muss Zweifel diskreditieren. Wer seine Politik
               nicht erklären kann, muss die Wirklichkeit umdeuten. Deshalb richten sich autoritäre
               Strategien nicht zuerst gegen Parlamente, sondern gegen Erkenntnis. Nicht gegen Wahlen,
               sondern gegen Urteilskraft. Nicht gegen einzelne Meinungen, sondern gegen das System,
               das Wahrheit von Macht unterscheidet. Das Ziel ist nicht Überzeugung, sondern Desorientierung.
            

         
      
   
      
               Lüge und Wahrheit
               

            

            «Die gefährlichste Form der Lüge ist die Wahrheit – mäßig entstellt», hat Georg Lichtenberg
               gesagt. Ein Körnchen Wahrheit enthalten die meisten Lügen, damit sie geglaubt werden.
               Wer lügt, kennt die Wahrheit. Der Lügner versucht, die Wahrheit zu verbergen. Erst
               im Gegensatz zur Wahrheit wird die Lüge erkannt. Hannah Arendt hat gezeigt, dass in
               der Politik auch gelogen wird.[72] Umso wichtiger ist es, dass das System intakt ist, mit dem wir feststellen können,
               ob etwas stimmt, oder nicht. «Make Lying Wrong Again» ist auf roten Baseball-Kappen
               als Antwort auf das «Make America Great Again» aufgedruckt. Wahrheit ist wichtig und
               Lügen deshalb schlecht. Wenn dieser Grundsatz allgemein akzeptiert wird, sind Lügen
               von Politikerinnen und Politikern zwar falsch und können Schaden anrichten. Aber wenn
               die Lügen auffliegen, weil sie einer tatsächlichen Überprüfung durch die Presse nicht
               standhalten, wird eine Demokratie mit lügenden Politikern fertig. Vor allem, wenn
               diese mit negativen Konsequenzen rechnen müssen, falls sie beim Lügen ertappt werden.
               Viel gefährlicher ist es, wenn das Wahrheitsregime grundsätzlich in Frage gestellt
               wird.
            

            Trump hat in seiner ersten Amtszeit 30.573 Mal gelogen. Jede einzelne seiner Lügen
               hat die Washington Post akribisch dokumentiert.[73] Er hat zwischendurch auch mal die Wahrheit gesagt. Aber vor allem: Trump wollte
               gar nicht, dass man ihm seine vielen Lügen glaubt. Er wollte etwas anderes. Trump
               wollte, dass die Amerikanerinnen und Amerikaner denken, es komme nicht darauf an,
               ob ihr Präsident die Wahrheit sage, oder nicht. Die Wahrheit sei unwichtig. Zur Beurteilung
               des Präsidenten komme es auf andere Dinge an. Durch dieses Bullshitting ständiger
               Lügen entsteht «ein Kommunikationsraum, in dem die Wahrheit abgewertet wird und es
               nur noch auf rhetorischen Erfolg oder Einfluss ankommt».[74] Die Wahrheit ist unwichtig. Ich kann machen, was ich will – und nur darauf, also
               auf mich, kommt es an. Das ist die Botschaft, die Trump ständig wiederholt, gegenüber
               dem amerikanischen Volk und gegenüber der Welt. «Beim ‹Bullshitting› handelt es sich
               um einen Angriff auf die liberale soziale Epistemologie und damit auf die Grundlagen,
               die die Wirksamkeit der Wahrheit und des Wissens erst ermöglichen.»[75] Deren Elemente schwächt Trump gezielt durch seine Angriffe auf die Presse- und Wissenschaftsfreiheit,
               wie wir gesehen haben. Damit will Trump alle Dämme einreißen, die vor seiner Strategie
               des «flooding the zone with shit» schützen könnten. Desinformation ist zehnmal schneller
               als jede Widerlegung. Deshalb gilt: Lüge so oft und so schnell hintereinander, dass
               niemand mit dem Richtigstellen hinterherkommen kann und schwäche die, die deine Lügen
               richtigstellen könnten.
            

            Hinzu kommt, dass jede Diskussion unter desinformierenden Posts deren Reichweite steigert.
               Denn Plattformen belohnen Interaktion. Medien seien die wahre Opposition, denn sie
               könnten sich der ständigen Lügerei entgegenstellen, erklärt Steve Bannon, der frühere
               Berater von Trump. «Und mit denen kann man umgehen, indem man die Gegend mit Mist
               überschwemmt.»[76] Diese strategische Empfehlung setzt Trump um. «Es geht nicht um Überzeugungsarbeit,
               sondern um Desorientierung», so Bannon.[77] Damit wird der «menschliche Orientierungssinn im Bereich des Wirklichen, der ohne
               die Unterscheidung von Wahrheit und Unwahrheit nicht funktionieren kann, vernichtet.»[78] So will Trump die Amerikaner um ihren Verstand bringen, damit sie ihre Demokratie,
               die älteste Demokratie der Welt, freiwillig abschaffen.[79] Social Media helfen ihm dabei. Mit ihnen erreicht er die Menschen direkt. Seine
               Botschaften, eine Mischung aus Lügen, Halbwahrheiten und Zutreffendem, werden nicht
               durch Qualitätsjournalismus auf ihren Wahrheitsgehalt geprüft und eingeordnet. Er
               nutzt die Wirkungsweise der Algorithmen, damit möglichst viele Menschen zu sehen oder
               zu lesen bekommen, was er so macht und von sich gibt.
            

            Die hier beschriebenen Strategien folgen keinem nationalen Sonderweg. Ob in den USA, in Deutschland oder in Russland – es handelt sich um wiederkehrende Muster autoritärer
               Politik: die Delegitimierung unabhängiger Medien, die Diskreditierung wissenschaftlicher
               Expertise und die emotionale Polarisierung gesellschaftlicher Konflikte. Entscheidend
               ist daher nicht der jeweilige Akteur, sondern die dahinterliegende Logik.
            

         
      
   
      
               Social Media vernebeln den Verstand
               

            

            Was ein Nutzer auf Facebook, Instagram, Meta oder X zu sehen bekommt, ist für jeden
               User individuell maßgeschneidert. Keine Timeline ist wie die andere.[80] Es sind Zwangsjacken, in die die Nutzer gesteckt werden. Beim Zeitungslesen entscheidet
               jeder selbst, welche Zeitung er lesen will und welche Artikel darin. Social-Media-Plattformen
               nehmen ihm diese Auswahl ab und bestimmen, was der User in welcher Reihenfolge zu
               sehen bekommt. Der selbstlernende Algorithmus sorgt dafür, dass diese Informations-Zwangsjacke
               mit der Zeit zur abgetragenen Lieblingsjoppe wird, weil sie bequem ist und man deshalb
               immer seltener zu anderen Kleidungsstücken greift. Denn es ist einfacher, bei der
               eigenen Meinung zu bleiben, als durch Gegenargumente ins Grübeln gebracht zu werden.
               «Die Plattformen wirken wie ein Magnet, der die Aufmerksamkeit absorbiert und jeweils
               die Gruppen zusammensaugt, die ähnlich fühlen. Algorithmen formen Gemeinschaften.
               Und das ist das, was die Medien nicht mehr hinbekommen, aber gerne würden», so Ralf
               Heimann in seinem Vergleich der Medienwirkungen.[81] Zwar informieren sich die meisten Deutschen nach wie vor über klassische Medien
               wie Rundfunk, Fernsehen, Zeitschriften und Zeitungen. Aber vor allem bei Jüngeren
               werden Social Media als Nachrichtenquelle immer einflussreicher.[82] Etwa 15 Prozent informieren sich nahezu ausschließlich dort.[83] Für viele Jüngere sind sie mittlerweile die einzige Nachrichtenquelle.[84]
            

            Aber nach welchen Kriterien bestimmen die Algorithmen, was man zu lesen bekommt? Wie
               formen Social Media das Weltbild ihrer Nutzerinnen und Nutzer? Was bekommen wir nach
               Zuckerbergs und Musks Willen zu sehen?[85] Suchen sie aus der Informationsflut aus, was als Leitmotiv auf der Titelseite der
               New York Times steht? «All the News That’s Fit to Print» – alle Nachrichten, die es
               wert sind, gedruckt zu werden. Dieser hohe journalistische Anspruch bedeutet, dass
               nur ausgewählte, recherchierte und relevante Informationen veröffentlicht werden.
               Bei «fit to print» geht es um Relevanz, also darum, ob eine Information für die Leser
               wichtig ist. Deshalb werden die Informationen eingeordnet: Ist ein geschilderter Sachverhalt
               eher die Ausnahme oder die Regel? Und es geht darum, ob die Information stimmt. Wahrheit
               ist wichtig. Deshalb werden die Quellen geprüft.
            

         
      
   
      
               Es geht nicht um Wahrheit, sondern um Geld
               

            

            Die Algorithmen auf Social Media entscheiden nicht nach diesen journalistischen Qualitätskriterien.
               Obwohl sie es dank KI könnten. Denn den Plattformbetreibern geht es nicht um Wahrheit, sondern um Geld.
               Zuckerberg und Musk geht es zunächst nicht darum, was wir denken sollen, sondern sie
               wollen vor allem Geld verdienen. Musk, der beispielsweise Empathie für ein Übel hält,
               nutzt X allerdings auch, um seine Plattform für Trump oder die AfD werben zu lassen
               und um die Menschen für sein krudes Weltbild zu begeistern.
            

            Alle Plattformen leben von Werbeeinnahmen. Die User sollen möglichst lange auf der
               Plattform gehalten werden, damit sie möglichst viel Werbung konsumieren. Gleichzeitig
               erstellt eine ständig weiterlernende KI ein immer genaueres Persönlichkeitsprofil des Users. Der Algorithmus lernt durch
               das Lese- und Click-Verhalten des Users, welche Inhalte ihn besonders interessieren,
               und kann seine Timeline inhaltlich und in der Reihenfolge der Posts darauf abstimmen.
               Durch die immer genaueren Persönlichkeitsprofile ihrer Nutzer können Social Media
               ihren Werbekunden versprechen, dass die gewünschte Zielgruppe ohne Streuverluste passgenau
               erreicht wird.[86] Das Modell ist wirtschaftlich außerordentlich erfolgreich. Etwa 45 Prozent aller
               Werbeeinnahmen weltweit landen heute bei Social Media.[87] In Deutschland lagen die Ausgaben für Socia-Media-Werbung 2025 bei circa 5 Milliarden
               US-Dollar. Das sind acht bis zehn Prozent am Werbemarkt, mit stark wachsendem Trend.[88]
            

            Kein Plattformbetreiber macht transparent, nach welchen Auswahlkriterien für die User
               ausgesucht wird, was diese zu sehen bekommen. Der Nutzer steuert, was er zu sehen
               bekommt. Das klingt nur auf den ersten Blick nach einem vernünftigen Informationsverhalten.
               Denn es sind keine bewussten Entscheidungen, wie der Kauf einer Zeitung oder das Einschalten
               des Radios. Von bewusstem Steuern des eigenen Informationsverhaltens kann kaum eine
               Rede sein. Diese Arbeit wird dem User abgenommen. Der Algorithmus schaut, welche Inhalte
               angeschaut, geliked, kommentiert oder geteilt werden.[89] Er berücksichtigt, mit welchen Personen und Accounts der User besonders oft interagiert
               und wovon er getriggert, also emotional besonders angesprochen wird. Gute Journalistinnen
               und Journalisten machen sich darüber Gedanken, was ihre Leserinnen und Zuschauer wissen
               sollten, um zu erkennen, was auf der Welt vorgeht und was aus welchen Gründen für
               sie wichtig ist. Stattdessen fragen die Algorithmen der Social Media Plattformen danach,
               was dem User wohl gefallen könnte. Uns Menschen gefällt es besonders gut, wenn wir
               bestätigt werden in unseren Ansichten und Meinungen. Viele Menschen regen sich gern
               auf, empören sich oder werden wütend. Das klingt paradox, aber Empörung gibt den Empörten
               ein Gefühl der moralischen Überlegenheit und Bestätigung.
            

         
      
   
      
               Wie ist der Einfluss digitaler Medien auf unser politisches Wohlergehen?
               

            

            Eine Studie des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, der Hertie School in Berlin
               und der University of Bristol ist der Frage nachgegangen, ob digitale Medien für die
               Demokratie gefährlich sind.[90] Dafür wurde der Zusammenhang zwischen der Nutzung digitaler Medien und zehn Indikatoren
               für politisches Wohlergehen untersucht: politische Partizipation, Wissen, Vertrauen,
               Berichterstattung, politische Meinungsäußerung, Hass, Polarisierung, Populismus, Netzwerkstruktur
               und Fehlinformation. Den aktuellen Plattformen, so das Ergebnis, «gelingt es nicht,
               ein Informationsökosystem zu schaffen, das die Bürger in die Lage versetzt, möglichst
               rational motivierte politische Entscheidungen zu treffen»,[91] also urteilsfähig zu sein und politisch bei Verstand zu bleiben. Die Nutzung von
               Social Media sei zwar mit einem Anstieg des politischen Engagements verbunden, führe
               aber auch zu einer Zunahme von Polarisierung, Populismus und Misstrauen gegenüber
               Institutionen.[92] Dabei waren die negativen Auswirkungen auf das Vertrauen in Institutionen und Medien
               besonders ausgeprägt. So gab es einen Zusammenhang zwischen der Nutzung von Social
               Media und der Zurückhaltung, sich gegen Covid-19 impfen zu lassen.[93]
            

            Social Media sind Treiber der gesellschaftlichen Polarisierung. Das hängt mit der
               Konfrontation gegensätzlicher Standpunkte zusammen. Dabei wird die Auseinandersetzung
               mit den Äußerungen politischer Gegner nicht so geführt, dass die politische Kluft
               überbrückt wird. Im Gegenteil: Die Gegensätze werden verstärkt.[94] Die Königstugend der Demokratie ist das Finden fairer Kompromisse. Dem wirken Social
               Media diametral entgegen, weil sie den Populismus verstärken, der von Konfrontation
               lebt und nicht an Übereinkünften interessiert ist. Eine stärkere Nutzung von Social
               Media führt zu einem höheren Stimmenanteil für populistische Parteien und einer weiteren
               Online-Radikalisierung der Rechtsextremen. Das macht sie für Trump und die AfD, aber
               auch für andere wie Putin so interessant, die das Vertrauen in Medien und Institutionen
               schwächen wollen, damit das Volk seinen Verstand und den demokratischen Zusammenhalt
               verliert.
            

         
      
   
      
               Social Media Scheuklappen verstärken den Bestätigungsfehler
               

            

            Menschen neigen dazu, Informationen so zu suchen, auszuwählen, und zu interpretieren,
               dass sie ihre eigenen Erwartungen, Überzeugungen oder Meinungen bestätigt finden.
               Wir haben eine unbewusste Tendenz, vor allem auf die Informationen zu schauen, die
               mit der eigenen Sichtweise übereinstimmen, und fokussieren uns vor allem auf das,
               was wir vorher schon geglaubt haben. Wir hören das (heraus), von dem wir glauben,
               dass es gemeint gewesen sei. Informationen werden so verarbeitet und interpretiert,
               dass sie die eigene Meinung bestätigen.[95] Das passiert uns im Alltag immer wieder und führt dazu, dass das eigene Weltbild
               seltener hinterfragt wird und sich immer weiter verfestigt. In politischen Diskussionen
               werden häufig nur die Argumente herausgefiltert, die die eigene Position stützen.
               Gegenargumente werden auf Teilaspekte reduziert oder komplett ignoriert. Der Bestätigungsfehler
               (Confirmation Bias) verfestigt Vorurteile und trägt zur Polarisierung bei. Objektive
               Urteilsbildung und ein sachlicher Diskurs werden erschwert. Weil es sich um meist
               unbewusste Vorgänge handelt, unterliegen wir alle dieser Gefahr einer kognitiven Verzerrung
               der Realität. Nur wenn wir uns dieser Gefahr bewusst sind, sie immer wieder reflektieren
               und bewusst auch die Informationen zur Kenntnis nehmen, die unserer Sichtweise widersprechen,
               können wir den Bestätigungsfehler vermeiden.
            

            Social Media wirken genau in die andere Richtung. Sie bestätigen unsere Vorurteile
               und trüben unseren Blick auf die Wirklichkeit. Wir bleiben länger auf einer Plattform,
               wenn es uns dort gefällt. Besonders gut gefällt uns, wenn wir Recht bekommen. Deshalb
               sorgen die Algorithmen dafür, dass die Nutzer bevorzugt Inhalte zu sehen bekommen,
               die ihre bestehenden Ansichten bestätigen. Sie verstärken den Bestätigungsfehler,
               weil die User alternative Sichtweisen immer seltener auch nur zu Gesicht bekommen.
               Weil korrigierende Informationen seltener in ihre Timeline durchdringen, werden die
               Nutzer anfälliger für Fake News.[96] Eine objektive Meinungsbildung wird erschwert. Wer lange auf Social-Media-Wellen
               schwimmt, treibt ab und verliert die Realität aus den Augen. Der User befindet sich
               in einem geschlossenen, personalisierten Informationsraum im Netz. Er ist unter Gleichgesinnten.
               In diesem medialen Kosmos geht es nicht um Erkenntnis, sondern um Deutungshoheit.
               Dafür kommt es nicht darauf an, was stimmt, sondern welche Geschichte zuerst in der
               Welt ist.
            

         
      
   
      
               Allein am Schreibtisch – trotzdem ein Mensch in der Masse
               

            

            Es gibt in jeder Gesellschaft extremistische Ränder. 3,3 Prozent der Deutschen haben
               nach der «Mitte-Studie» der Friedrich-Ebert-Stiftung ein manifest rechtsextremes Weltbild.
               Darüber hinaus gibt es einen Graubereich mit ambivalenten oder teils extremen Einstellungen,
               der zusätzlich etwa 20 Prozent umfasst.[97]
            

            Früher hatten diese Menschen seltener Gelegenheit, Gleichgesinnte zu treffen. Äußerten
               sie ihre Ansichten beim Kegelabend oder im Sportverein, gab ihnen kaum jemand Recht.
               Sie fühlten sich mit ihren extremistischen Ansichten allein. Das hat sich durch Social
               Media geändert. Die Algorithmen sorgen dafür, dass Gleichgesinnte sich finden und
               gegenseitig bestätigen. Auf einmal merkt der Extremist, dass er mit seinen Ansichten
               nicht allein ist. Und weil sie auf Social Media andere Sichtweisen kaum noch zu sehen
               bekommen, wähnen sich Extremisten sogar in der Mehrheit. «Wir sind das Volk!» – dieser
               Ruf auf den Montagsdemos und -mahnwachen missbraucht nicht nur die 89er Proteste in
               der DDR, er ist eine doppelte Anmaßung. Weder spricht man, wie behauptet, für das «wahre
               Volk», noch steht die Mehrheit des Volkes hinter den rechtsextremen Parolen. Aber
               das im Netz erzeugte Massengefühl stärkt nicht nur Selbstbewusstsein und Einsatzbereitschaft.
               Man versteht auch immer weniger, warum der vermeintliche Volkswille nicht längst von
               der Regierung umgesetzt wird. Das macht wütend und radikalisiert weiter.
            

            Obwohl er allein zu Hause am Schreibtisch sitzt, wird der User durch die Wirkung von
               Social Media mit Gleichdenkenden zu virtuellen Massen zusammengeführt. In der Masse
               benehmen sich Menschen oft schlechter, weil verschiedene psychologische Mechanismen
               das individuelle Verantwortungsgefühl und die Selbstkontrolle schwächen.[98] Eine weit verbreitete These der Massenpsychologie «besagt im Kern, dass Menschen
               in der Menge ihre Rationalität und ihre Werte verlieren. Sie werden irrational und
               destruktiv», so der Sozialpsychologe Stephen David Reicher, Professor an der schottischen
               Universität von St. Andrews.[99] Emotion ersetzt Vernunft. Der Franzose Gustave Le Bon hat dieses Phänomen im wohl
               berühmtesten Buch zur Massenpsychologie bereits 1895 beschrieben.[100] Wenn Menschen sich versammeln, so das zentrale Argument in Le Bons «Psychologie
               der Massen», dann hören sie auf, sich als Individuen zu verstehen. Statt um ihr eigenes
               Schicksal und die eigenen Werte sorgen sie sich um die Normen und Werte der Masse,
               der sie sich angeschlossen haben. Der Mensch verliert bis zu einem gewissen Grad sein
               Selbst. Er wird impulsiver, emotionaler und unvernünftiger.[101] In der Masse ist der Mensch anonym. Das erleichtert es ihm, Verantwortung für das
               eigene Verhalten abzugeben und sich von sozialen Normen zu lösen. In ihrer gesteigerten
               Emotionalität reagieren Massen stärker auf emotionale Appelle als auf rationale Argumente.
               Vereinfachungen von komplexen politischen oder sozialen Problemen werden von der Masse
               bereitwillig akzeptiert.[102] Denn das Handeln in der Masse macht mächtig.[103]
            

            Bisher denken wir bei Menschenmassen nur an Ansammlungen auf Straßen oder Plätzen.
               Wegen der Risiken gibt das Versammlungsrecht Regeln vor. So darf man nicht uniformiert
               auftreten und alles muss friedlich bleiben. Oft sorgen größere Polizeiaufgebote dafür.
               Massenpsychologische Prozesse und Hysterien vollziehen sich heute seltener durch Aufmärsche,
               sondern vor allem im Internet. Es sind nicht nur die Anführer, die diesen Prozess
               vorantreiben.[104] Die Mitläufer werden selbst zu Akteuren dieses Prozesses und dynamisieren ihn weiter
               durch soziale Ansteckung und Selbstvergiftung. Social Media ziehen die User in Filterblasen,
               die in Shitstorms zu virtuellen Massen anschwellen können. Die User sitzen zu Hause,
               allein mit ihrem Laptop, fühlen sich durch ständige Bestätigung immer stärker, äußern
               sich selbst immer radikaler und heizen so die Stimmung in der virtuellen Masse immer
               weiter an. Jeder Bericht über ein Verbrechen, bei dem ein Ausländer als Tatverdächtiger
               gilt, mündet innerhalb weniger Minuten in eine Diskussion über Migration, Abschiebung
               und Ängste vor Islamisierung. Menschen in virtuellen Räumen, in Filterblasen miteinander
               vernetzt, agieren ähnlich wie Massen in Großkundgebungen. Grundannahmen und Erkenntnisse
               der Massenpsychologie lassen sich deshalb auch hier anwenden.[105] Aber es gibt keine Online-Polizei, die aufpasst, dass alles friedlich bleibt. Stattdessen
               sorgen die Algorithmen dafür, dass immer neues Öl ins (noch) virtuelle Feuer gegossen
               wird.
            

         
      
   
      
               Im Kulturkampf den Verstand verlieren
               

            

            Kein Wunder, dass auf Social Media ein Kulturkampf tobt. Es geht um Identität und
               Weltanschauung. Die Themen: Political Correctness, Cancel Culture, Wokeness, Gender,
               Diversity, Migration, Islam. Man will alles sagen oder schreiben können. Gibt es Widerspruch,
               wird er als Angriff auf die Meinungsfreiheit zurückgewiesen. Es geht um Emotionen,
               nicht um einen Austausch von Argumenten, um deren Stichhaltigkeit zu überprüfen. Häufig
               bekämpft sich ein nationalistisch-identitäres Lager mit eher kosmopolitisch orientierten
               Linksliberalen.[106] Die einen betonen ethnische Zugehörigkeit, behaupten kulturelle Homogenität, wollen
               am liebsten gar keine Migration und sehen einen dauerhaften Unterschied zwischen Einheimischen
               und Eingewanderten. Gegenüber supranationalen Institutionen wie der EU bleiben sie skeptisch und wollen eher zurück zur Nation. Ihr Familienbild ist traditionell.
               Gender-Mainstreaming kritisieren sie scharf. Die anderen sind für transnationale Kooperation
               und eine starke EU, betonen globale Verantwortung, sind für eher offene Grenzen und eine humanitäre
               Migrationspolitik, gehen von multiplen Identitäten aus, sehen Vorteile durch Diversität
               und setzen sich vor allem für Minderheiten ein. Gleichstellung zwischen Mann und Frau
               ist ihnen ein zentrales Anliegen, genauso wie die Anerkennung unterschiedlicher sexueller
               Orientierungen und unterschiedlicher Lebensformen.
            

            Über diese unterschiedlichen Auffassungen könnte man sachlich streiten. Aber im Kulturkampf
               ist die Sprache von vornherein emotional aufgeladen. Ja, die Sprache selbst ist zum
               Gegenstand der Auseinandersetzung geworden: Ablehnung von «political correctness»,
               kein Gendern, Verschiebung des Overton-Fensters, «das muss man doch noch sagen dürfen»
               statt Sensibilisierung für diskriminierende Sprache und der Sorge, dass einer Verrohung
               der Sprache entsprechende Handlungen folgen könnten.
            

            Vor allem rechtspopulistische Parteien und Akteure nutzen den Kulturkampf strategisch.
               Sie mobilisieren und verstärken Ressentiments zu Feindbildern. Polarisierung zahlt
               immer bei Extremisten ein. Der Empörung über eine Straftat und der Anteilnahme für
               die Opfer folgt nicht nur der Ruf, den oder die Täter ausfindig zu machen und einer
               gerechten Strafe zuzuführen. Es wird sofort gefragt: «War’s ein Ausländer?» Um sogleich
               überzuleiten zu «Umvolkung» und «Islamisierung». Aber auch die radikale Linke mischt
               und polarisiert kräftig mit. Wer nicht ins postkoloniale Weltbild passt, sieht sich
               umgehend als Rassist diffamiert. Der Nazi-Vorwurf wird schnell erhoben, wenn jemand
               auch nur eine Begrenzung der Migration fordert. Die Themen werden sofort moralisch
               aufgeladen und sind damit für eine abwägende Diskussion kaum noch zugänglich. Es gibt
               keine Zwischentöne im Kulturkampf-Getöse. «Wahrheiten» werden reklamiert und behauptet,
               ohne die Bereitschaft, sie einer rationalen Überprüfung zu unterziehen.
            

            Eine rechtspopulistische These in diesem Kulturkampf ist z.B. die Behauptung, es gebe
               nur zwei Geschlechter. Wer etwas anderes behaupte, lüge und untergrabe die Sexualmoral.
               Empörung über den vermeintlichen Angriff auf die eigene Identität ersetzt eine Auseinandersetzung
               mit wissenschaftlichen Erkenntnissen. Denn danach lassen sich Geschlechterrollen eben
               nicht ausschließlich binär-biologisch definieren. Es gibt eine Vielzahl von genetischen
               und hormonellen Variationen wie z.B. Intersexualität. Manche Menschen können deshalb
               nicht eindeutig dem männlichen oder weiblichen Geschlecht zugeordnet werden. Deshalb
               kommt es auch darauf an, wie ein Mensch seine Geschlechtsidentität selbst wahrnimmt.[107]
            

            Es geht im Kulturkampf um behauptete, nicht um bewiesene Wahrheiten. Beispielsweise
               wird behauptet, über Diskriminierung dürfe nur mitreden, wer der tatsächlich oder
               vorgeblich diskriminierten Gruppe angehört. Schließlich könnten über Diskriminierung
               nur diejenigen authentisch sprechen, die dieses Schicksal selbst erlitten. Eine objektive
               Beurteilung durch unbeteiligte Dritte sei nicht möglich. Nur aus der Erfahrung der
               Unterdrückten heraus könne eine echte Kritik an Unterdrückung entstehen, wird behauptet.
               Die Kategorien der Privilegierten seien dazu ungeeignet. «Black feminist thought affirms
               that Black women are the best judges of their own experiences and that their voices
               must be heard», meint z.B. Patricia Hill Collins.[108] Aber wer festlegt, dass nur aus der eigenen Erfahrung mitgeredet werden dürfe, bestreitet,
               dass es möglich ist, sich in andere hineinzuversetzen. Jedes Gericht muss dies im
               Strafverfahren bei der Beurteilung der Schuld des Täters tun, wenn es mildernde Umstände
               prüft – auch wenn die Richter in anderen Verhältnissen aufgewachsen sind. Wer Menschen
               diese Fähigkeit abspricht, stellt auch in Abrede, dass universell gültige und objektiv
               überprüfbare Erkenntnisse über diese Sachverhalte gewonnen werden können.
            

            Kulturkämpfe werden nicht geführt, um der Wahrheit näher zu kommen, sondern um kulturelle
               Hegemonie zu erlangen. Es geht um Macht und nicht um Wahrheit. Es geht um die Ermächtigung,
               in das liberale System der Wahrheitsfindung einzugreifen.[109] Kulturkampf bedeutet affektive Polarisierung. Nicht nur die Ansichten entfernen
               sich immer weiter voneinander. Man sieht auch keine gemeinsame Wirklichkeit mehr.
               Man schreit immer lauter aneinander vorbei.[110] Kulturkämpfe zerstören das liberale System der Wahrheitsfindung. Das Ziel: «Nichts
               soll mehr nach Regeln ablaufen, sondern alles nach persönlicher Macht […] Es geht
               um die Abschaffung der offenen Gesellschaft und die Errichtung einer Ordnung, in der
               wenige mächtige Männer die Welt unter sich aufteilen. Bei den digitalen Plattformen
               ist das ja fast schon der Fall», warnt Nils Minkmar.[111]
            

         
      
   
      
               Nährboden für russische Desinformationskampagnen
               

            

            Zu den Feinden unserer offenen Gesellschaft zählt auch Putin. Russische Desinformationskampagnen
               sind kein Randphänomen digitaler Öffentlichkeit, sondern ein strategisches Instrument
               seiner hybriden Kriegsführung gegen Deutschland. Das Ziel ist nicht primär, Menschen
               von einer bestimmten Wahrheit zu überzeugen, sondern Verwirrung zu stiften, Vertrauen
               zu untergraben und bestehende gesellschaftliche Konflikte zu verschärfen. Besonders
               wirksam sind Desinformationskampagnen dort, wo Kulturkämpfe ohnehin latente Spannungen
               erzeugen: bei Fragen von Identität, Migration, Geschlechterrollen, Erinnerungskultur
               oder nationaler Souveränität. Desinformation wirkt hier wie ein Brandbeschleuniger –
               sie vertieft Gräben, radikalisiert Positionen und erschwert gesellschaftliche Verständigung.[112]
            

            Eine Studie des Auswärtigen Amts zeigt, wie Russland in der sogenannten Doppelgänger-Kampagne
               täuschend echte Websites erstellt hat, die von den Originalseiten von Spiegel, FAZ oder der Zeit praktisch nicht unterschieden werden konnten.[113] Über diese Websites wurden Artikel verbreitet, die Migration mit Sicherheits- oder
               Bedrohungsszenarien in Verbindung brachten, um gezielt Ängste zu schüren. Andere Artikel
               behaupteten, die ukrainische Armee sei neo-nazistisch, die westlichen Sanktionen schadeten
               vor allem den eigenen Bevölkerungen und die ukrainischen Flüchtlinge ließen es sich
               im Westen gut gehen. Durch diese Desinformationskampagne sollte die Unterstützung
               der Ukraine diskreditiert und untergraben werden. «Es gibt nichts, was nicht ins Spiel
               gebracht werden könnte, um die Glaubwürdigkeit und Selbstsicherheit der westlichen
               Gesellschaften zu untergraben», hat der Historiker Karl Schlögel in seiner Dankesrede
               für den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels gesagt.[114] Selbst die Fähigkeit zur Selbstkritik und Selbstzweifel, eine Stärke offener Gesellschaften,
               werde genutzt, um Stabilität und Selbstvertrauen zu unterminieren.
            

            Je polarisierter die Gesellschaft, desto anfälliger ist sie. In gespaltenen Gesellschaften
               greifen irreführende Narrative und Verschwörungsmythen besonders leicht. Gegenseitiges
               Misstrauen nimmt zu. Das Vertrauen in Medien, Politik und demokratische Institutionen
               erodiert. Damit schwindet nicht nur die Handlungsfähigkeit einer Demokratie, sondern
               auch ihre Fähigkeit, sich gegen Aggressionen von außen zu wehren.
            

            Die sogenannte «Lisa-Affäre» ist beispielhaft für russische Desinformationskampagnen.
               Eine 13-jährige Deutschrussin namens Lisa aus Berlin verschwand kurzzeitig im Januar
               2016. Zunächst verbreiteten sich über russischsprachige soziale Medien und russische
               Staatsmedien – insbesondere RT (Russia Today) und Sputnik – Berichte, sie sei von Geflüchteten bzw. «Migranten»
               entführt und vergewaltigt worden. Diese Darstellung wurde schnell von Teilen der russischsprachigen
               Community in Deutschland aufgegriffen und führte zu Demonstrationen gegen die deutsche
               Flüchtlingspolitik. Auch der russische Außenminister Lawrow kritisierte öffentlich
               eine angebliche Vertuschung durch deutsche Behörden. Die Ermittlungen der Berliner
               Polizei ergaben jedoch etwas anderes: Lisa war nicht entführt und nicht vergewaltigt
               worden. Sie hatte eine Nacht freiwillig bei Bekannten verbracht und die Geschichte
               aus Angst vor Ärger mit den Eltern erfunden. Der Fall entwickelte sich zu einem diplomatischen
               Konflikt zwischen Deutschland und Russland. Deutsche Behörden warfen russischen Medien
               vor, Falschinformationen bewusst verbreitet und politisch instrumentalisiert zu haben –
               insbesondere im Kontext der Flüchtlingsdebatte nach der Europäischen Flüchtlingskrise
               2015.[115]
            

            Für den russischen Generalstabschef Waleri Gerassimow ist Desinformation zentral,
               um politische Systeme zu untergraben und Gesellschaften so weit zu polarisieren, dass
               ihre Fähigkeit zu gemeinsamer Gegenwehr geschwächt wird.[116] Desinformation könne die Wirkung militärischer Gewalt sogar übertreffen. Marina
               Weisband hat dazu treffend in einer Talkshow gesagt: «Leute, wenn ich Putin wäre,
               ich würde uns doch nicht mit Panzern angreifen, wenn es Facebook gibt.»[117] Die «Gerassimow-Doktrin» beschreibt Desinformation als Teil einer schleichenden,
               hybriden Kriegsführung, bei der die Grenzen zum Krieg bewusst verschleiert werden.
               So sollen politische Ziele imperialer Ausdehnung und eine Schwächung des Westens ohne
               offene Kriegshandlungen erreicht werden.[118] Diesem Ziel dient beispielsweise die Lüge, dass die NATO durch die Aufnahme mittel- und osteuropäischer Staaten den Ukraine-Krieg verursacht
               habe und Russland in Wahrheit Opfer westlicher Aggression sei. Auch Wahlen in westlichen
               Demokratien versucht Russland durch Desinformationskampagnen zu beeinflussen. Ein
               direkter Angriff auf den Verstand der Wählerinnen und Wähler. So bei den Wahlen in
               den USA 2016, dem Brexit-Referendum oder Wahlen in Frankreich und Deutschland. Über Troll-Fabriken,
               Bots und Fake Accounts ließ Putin polarisierende Botschaften streuen, um die extremen
               politischen Lager zu stärken und gesellschaftliches Misstrauen zu stiften.[119] Außerdem werden russlandfreundliche Narrative durch eigene, staatlich kontrollierte
               Medien wie Russia Today (RT) und Sputnik verbreitet.
            

            Studien zeigen, dass besonders Nutzer von Social Media empfänglich für diese Botschaften
               sind. Verschwörungsmythen verbreiten sich dort besonders schnell und prägen Meinungen
               von Gruppen, die ohnehin außerhalb ihrer Bubble kaum noch jemandem etwas glauben.[120] So werden oft existentielle Ängste geschürt, wie während der Corona-Pandemie. Das
               Vertrauen in die gewählten Politikerinnen und Politiker wird untergraben und behauptet,
               sie handelten gegen das «eigene Volk». So soll das Vertrauen in die Regierung erschüttert
               werden.[121]
            

         
      
   
      
               Verschwörungsmythen vernebeln die Wirklichkeit
               

            

            Verschwörungsmythen behaupten, dass geheime, mächtige Gruppen im Verborgenen die Ereignisse
               steuern oder manipulieren, um des eigenen Vorteils willen. Die Erzählungen sind frei
               erfunden, beziehen aber geschickt reale Ereignisse ein. Man kann sie nicht mit dem
               Hinweis auf entgegenstehende Fakten oder innere Widersprüche der Erzählung entkräften.
               Was immer man ihnen entgegenhält: Alles wird von den Verschwörungsgläubigen als Teil
               der Verschwörung interpretiert. Dadurch sind diese Mythen praktisch nicht widerlegbar.[122] Deshalb sollte man nicht von Theorien sprechen. Weil es sich nicht um überprüfbare,
               wissenschaftliche Erklärungen handelt, sondern um Glaubenssysteme, ist der Begriff
               «Mythos» treffender. Meist geht es darum, Regierungen, Eliten, Geheimdienste, Medien
               zu einer kollektiven Einheit zusammenzupacken, um sie zu beschuldigen, hinter allem
               zu stecken, was gerade Probleme oder Ärger macht. Pandemien, Migrationsbewegungen
               oder Wirtschaftskrisen seien im Geheimen von diesem finsteren Kollektiv geplant worden.
               Bei dessen Beschreibung schwingt oft ein antisemitischer Unterton mit. Die «Weisen
               von Zion» lassen grüßen.[123] Die «Protokolle der Weisen von Zion» werden von Historikern als eine der einflussreichsten
               antisemitischen Verschwörungsmythen betrachtet. In diesen vorgeblichen geheimen Sitzungsprotokollen
               wird behauptet, eine Gruppe «jüdischer Weiser» plane systematisch die Kontrolle über
               Politik, Wirtschaft, Medien und Gesellschaft zu übernehmen, um eine weltweite Herrschaft
               zu errichten. Tatsächlich handelt es sich um eine Fälschung, die Anfang des 20. Jahrhunderts
               im Umfeld des zaristischen Russlands verbreitet wurde.[124]
            

            Warum glauben die Menschen so leicht an Verschwörungsmythen? Unsere Welt verändert
               sich immer schneller. Sie wird immer unübersichtlicher. Vor allem in Krisen wollen
               Menschen verstehen, warum etwas passiert. In der Corona-Pandemie wirkte die Behauptung «Die stecken dahinter.»
               beruhigender als «Wir wissen über das Virus noch zu wenig.» Auf die vielschichtige,
               komplexe und komplizierte Realität geben Verschwörungsmythen eingängige und einfache
               Antworten. Sie liefern lineare Erklärungen und deuten Konnexitäten in Kausalitäten
               um: Post hoc, ergo propter hoc – danach, also deswegen. Vor allem: Sie liefern Schuldige.
               Wenn man weiß, wer «schuld» ist, weiß man auch, warum etwas passiert ist, so das Kalkül.
               Die Verschwörungsgläubigen «wissen» mehr als die Anderen, die ihre «Erkenntnisse»
               bestreiten, aber in Wirklichkeit blind seien gegenüber der (alternativen) Wahrheit.
               Das stärkt ihr Selbstwertgefühl. Man ist Teil einer «aufgewachten» Gemeinschaft, die
               sich nichts mehr vormachen lässt.[125]
            

            Durch das schwindende Vertrauen in Politik, Medien oder Wissenschaft entsteht Raum
               für alternative Erzählungen. Die Algorithmen der Social Media sind wie dafür gemacht,
               Verschwörungsmythen größtmögliche Reichweiten zu geben und ihre polarisierenden Botschaften
               zu verbreiten. Verschwörungsmythen sind gefährlich. Sie untergraben das Vertrauen
               in Demokratie, Wissenschaft und Medien. Menschen werden gegeneinander aufgehetzt und
               radikalisiert. Lösungen für reale Probleme, etwa beim Klima oder der Pandemiebekämpfung
               werden erschwert.
            

         
      
   
      
               KI-gefälscht und deshalb noch schwerer zu erkennen
               

            

            Es fällt immer schwerer, bei einem Video-Ausschnitt zu erkennen, ob tatsächlich Merz,
               Trump oder der Papst spricht, oder ob es sich bei dem vielfach auf Social Media geteilten
               Schnipsel um eine täuschend echte Fälschung handelt. Bei sogenannten Deepfake-Videos
               ersetzt ein KI-Modell das Gesicht, die Mundbewegungen passen zu der Sprache, die KI aus echten Reden geklont hat.[126] KI kann Bilder von nicht existierenden Personen, Orten oder Ereignissen erzeugen, ohne
               dass sich die Fiktion ohne weiteres erkennen lässt. KI kann Fotos manipulieren, Menschen Gewehre in die Hand drücken oder aus einer friedlichen
               Demonstration einen Tumult werden lassen. Auch gefälschte Beurteilungen oder Testimonials
               lassen sich mit KI erzeugen.[127] Ein KI-generiertes Video behauptete, der französische Präsident Macron sei gestürzt worden.
               Die inszenierten Szenen von Soldaten und Polizisten in Paris wirkten so überzeugend,
               dass ein afrikanisches Staatsoberhaupt von Macron eine Klarstellung erbat. Der gefälschte
               Eilmeldungsclip erreichte rund 13 Millionen Aufrufe. Meta hatte sich zunächst geweigert,
               ihn zu entfernen, da er ihrer Ansicht nach nicht gegen die Nutzungsbedingungen verstoße.
               Macron warnte später, dass solche Falschinformationen die internationalen Beziehungen
               stören könnten.[128] Deepfakes werden zunehmen. Und noch verheerender für unser liberales Wahrheitsregime:
               Weil alles auch gefälscht sein könnte, werden auch belegte Informationen nicht mehr
               geglaubt: eine Krise unseres liberalen Systems der Wahrheitsfindung, mit unabsehbaren
               Folgen.
            

            Mit maßgeschneiderten Inhalten, seien es Texte, Fotos oder Videos, lassen sich KI-gesteuert ganz gezielt bestimmte Personengruppen beeinflussen. KI ist ideal, um die Keile der Polarisierung in eine Gesellschaft zu treiben. Ideal,
               um Wahlen zu beeinflussen oder Volksabstimmungen wie den Brexit.[129] KI-generierte Fälschungen können es sehr erschweren, die Wahrheit zu erkennen. Das liegt
               auch daran, dass KI-Modelle nicht nur täuschend echte Stimmen, Gesichter, Fotos oder Texte erzeugen können.
               Diese lassen sich auch massenhaft und schnell produzieren. Damit wird die Menge potenziell
               irreführender Inhalte stark vergrößert. Und das, wo doch schon jetzt die enorme Fülle
               an Inhalten im Netz die intellektuelle Urteilsfähigkeit überfordert. Auch das Vertrauen
               in die Richtigkeit zutreffender Informationen sinkt. Wenn nahezu alles unerkennbar
               gefälscht sein könnte, liegt es auf der Hand, dass auch authentische Beweise angezweifelt
               werden. Das Vertrauen erodiert.
            

         
      
   
      
               Zwischenfazit: Technik ersetzt keine Vernunft
               

            

            Digitale Medien haben die öffentliche Kommunikation nicht verdorben. Aber sie haben
               ihre Bedingungen radikal verändert. Geschwindigkeit, Reichweite und Emotionalisierung
               sind strukturell eingebaut. Wahrheit setzt Zeit, Prüfung und Einordnung voraus. Aufmerksamkeit
               folgt anderen Gesetzen. Wo beides ungebremst aufeinandertrifft, gewinnt nicht das
               Zutreffende, sondern das Erregende. Künstliche Intelligenz kann helfen, Informationen
               zu ordnen. Sie kann aber nicht entscheiden, was gelten soll. Denn auch sie folgt Regeln,
               Interessen und Trainingsdaten. Wo Technik zum Ersatz für Urteil wird, entsteht keine
               Aufklärung – sondern eine neue Form der Abhängigkeit.
            

         
      
   
      
               Das System liberaler Wahrheitsfindung ist unter Druck
               

            

            Wir leben in einer Zeit, in der all das stattfindet. Das liberale System der Wahrheitsfindung
               wird von Autokraten und Rechtspopulisten systematisch geschwächt und unterminiert.
               In die Lücke stoßen die attraktiven Desinformationsangebote von Social Media, deren
               Algorithmen den verzerrenden Botschaften besonders große Reichweite geben. Weil alles
               KI-gefälscht sein könnte, überzeugen auch authentische Beweise oft nicht mehr. Wahr
               und falsch lassen sich immer weniger auseinanderhalten.[130] Das System liberaler Wahrheitsfindung ist unter Druck. Wenn wir nicht aufpassen,
               glauben wir den Fake News, weil sie immer und immer wieder wiederholt werden. Wenn
               Meinungen als Tatsachen ausgegeben werden, ist eine kritische, an der Wahrheit orientierte
               Überprüfung nicht mehr möglich. Wenn wir nicht aufpassen, verlieren wir den Verstand
               und werden zu den idealen Untertanen, wie Hannah Arendt sie beschreibt:
            

            «Der ideale Untertan der totalitären Herrschaft ist nicht der überzeugte Nazi oder
                     der engagierte Kommunist, sondern Menschen, für die die Unterscheidung zwischen Fakt
                     und Fiktion, wahr und falsch, nicht mehr existiert.»[131]
            

            Das geht nicht nur den einzelnen Menschen so. Ganze Völker drohen, den Verstand zu
               verlieren. Erich Kästner hatte 1931 in seinem Gedicht «Große Zeiten» geschrieben:
            

            «Wer warnen will, den straft man mit Verachtung.

            Die Dummheit wurde zur Epidemie.

            So groß wie heute war die Zeit noch nie.

            Ein Volk versinkt in geistiger Umnachtung.»

            Soweit muss es nicht kommen. Man kann etwas dagegen tun. Die Politik ist gefordert,
               aber auch jeder Einzelne.
            

         
      
   
      
               Was bedeutet das alles für den Umgang mit der AfD?
               

            

            Diese Erosion einer gemeinsamen Wirklichkeitsbasis bleibt nicht abstrakt. Sie hat
               ganz konkrete politische Folgen – insbesondere für den Umgang mit der AfD. Wir haben
               gesehen, dass durch die AfD-Strategie einer affektiven Polarisierung die gemeinsame
               Wirklichkeitsbasis verloren geht. Gegner werden nicht mehr als legitime Andersdenkende
               wahrgenommen, sondern als moralisch minderwertig oder bedrohlich. Menschen interpretieren
               deshalb dieselben Informationen fundamental unterschiedlich – unabhängig vom tatsächlichen
               Inhalt. Daher scheitert der Versuch, die AfD journalistisch allein durch inhaltliche
               Argumentation zu stellen. Das kann nur gelingen, wenn man von einer gemeinsamen Tatsachenbasis
               ausgeht und sich dann über deren Bewertung streitet. Man müsste sich also zunächst
               darüber einig sein, dass der Vorstandsvorsitzende von VW das 188-fache des Durchschnittslohns bei VW verdient. Erst dann kann man darüber diskutieren, ob das angemessen ist. Man müsste
               sich darüber einig sein, dass Corona eine gefährliche, ansteckende Viruskrankheit
               war und es 2020 eine weltweite Corona-Pandemie gab. Erst dann lässt sich darüber streiten,
               ob die Gegenmaßnahmen notwendig, geeignet und verhältnismäßig waren. Ebenso gilt:
               Die Erderhitzung wird auch vom Menschen beeinflusst und wesentlich durch den CO₂-Ausstoß verursacht. Solange darüber keine Einigkeit besteht, ergibt es keinen Sinn,
               darüber zu diskutieren, wie die Wirtschaft dekarbonisiert werden kann und ob die Umstellungskosten
               angemessen sind. Wer den menschengemachten Klimawandel leugnet, hält jede Maßnahme
               zu seiner Begrenzung für unsinnig. Über militärische Unterstützung der Ukraine kann
               man erst dann sinnvoll sprechen, wenn Einigkeit darüber besteht, dass Russland 2014
               die Krim völkerrechtswidrig annektiert und 2022 die gesamte Ukraine überfallen hat –
               und dass die Ukraine von ihrem Recht auf Selbstverteidigung Gebrauch macht.
            

            Oft hört man, wenn nur «gute Politik» gemacht werde, werde die AfD von selbst wieder
               verschwinden. Aber was ist «gute Politik»? Die Vorstellungen darüber gehen weit auseinander.
               Denn es geht dabei – wie wir gesehen haben – nicht um Tatsachenwahrheiten, sondern
               um Bewertungen und Meinungen. Solange AfD-Anhänger in einer anderen Wirklichkeit leben,
               glauben sie den Politikerinnen und Politikern der demokratischen Parteien ohnehin
               kein Wort. Viele AfD-Anhänger dürften zu den rund 20 Prozent der Deutschen gehören,
               die nach einer Studie der Universität Hohenheim der Ansicht sind, sie würden von den
               Medien systematisch belogen.[132] Man kennt dieses Phänomen aus Sekten: Wenn Menschen in abgeschlossenen Wirklichkeitsräumen
               leben, erreichen selbst Eltern ihre Kinder nicht mehr, weil diese von Gurus einer
               geistigen Abschottung unterzogen wurden. Die affektive Polarisierung erzeugt zugleich
               eine emotionale Bindung an die Gleichgesinnten. Überzeugte AfD-Anhänger stehen zu
               dieser Partei wie Fans zu ihrem Fußballklub. Man hält ihr die Treue, auch wenn sie
               von einer Vetternwirtschaft-Affäre erschüttert wird. Genauso wie der Fan, der seinen
               Verein im Abstiegskampf unterstützt.
            

            Wer mit Aussicht auf Erfolg mit AfD-Anhängerinnen und -Anhängern reden will, sollte
               sich deshalb zunächst darauf konzentrieren, eine gemeinsame Tatsachenbasis herzustellen.
               Wenn man übereinstimmt, dass Russland die Ukraine überfallen hat, kann man darüber
               streiten, wie die westlichen Reaktionen darauf zu bewerten sind. Ohne diese Basis
               redet man aneinander vorbei und die Diskussion bleibt fruchtlos.
            

            Die AfD wird so schnell nicht verschwinden. Solange affektive Polarisierung wirkt,
               dürfte sie eher noch an Stärke gewinnen. Je breiter das liberale System der Wahrheitsfindung
               in der Bevölkerung verwurzelt ist, desto eher wird der AfD der Nährboden entzogen.
               Der Umgang mit der AfD zeigt exemplarisch, wohin es führt, wenn das liberale System
               der Wahrheitsfindung erodiert: Politische Auseinandersetzungen verlieren ihren gemeinsamen
               Bezugspunkt – und damit ihre Fähigkeit, überhaupt noch zu überzeugen.
            

         
      
   
      
            TEIL II

            WIE WIR BEI VERSTAND BLEIBEN
            

         

      
   
      Wenn ein Volk anfängt, in verschiedenen Wirklichkeiten zu leben, wird es schizophren
            und verliert seinen Verstand. Wie können wir vermeiden, dass dieser Zustand eintritt,
            den Rechtspopulisten, Rechtsextremisten und ihre Verbündeten im Kreml und im Weißen
            Haus durch ihre Strategie einer affektiven Polarisierung planmäßig herbeiführen wollen?
            Was kann getan werden, damit Menschen nicht in eingebildeten Wirklichkeiten versinken,
            wie in Sekten ungeschützt vor der Manipulation durch Gurus 2.0?
         

         Wir haben gerade gesehen, dass KI dazu benutzt werden kann, der Wahrheit den Todesstoß zu versetzen. Aber vielleicht
            könnte KI ja auch das liberale System der Wahrheitsfindung in den Desinformationsstürmen der
            Social Media retten, und uns helfen, richtig von falsch, Wahrheit von Lüge zu unterscheiden?
         

      
   
      
               Künstliche Intelligenz – ein Bollwerk gegen die Gefahr?
               

            

            KI könnte nach journalistischen Qualitätskriterien auswählen, welche Posts eine größere
               Reichweite bekommen. KI kann in Bruchteilen von Sekunden riesige Datenmengen durchsuchen. Eine ideale Fähigkeit,
               um Behauptungen auf ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen.[1] Über die Analyse von Mustern, Sprachmodelle und die Bewertung von Quellen kann KI Desinformation erkennen. So ließe sich die Wahrheitsüberprüfung gleichzeitig mit
               dem Post verbreiten. KI würde die neue Autorität für Wahrheit. Sie könnte das liberale System der Wahrheitssuche
               ersetzen durch eine Art algorithmischer Wahrheitsverwaltung.[2]
            

            Aber wichtige Fragen blieben unbeantwortet: Mit welchen Daten trainiert die KI? Welche Rolle spielt Expertenwissen dabei? Wer programmiert die Kriterien für «wahr»?
               Welche Quellen gelten, welche nicht – und warum? Kurz: Wer kontrolliert die KI, wenn sie selbst zur Deutungshoheit wird? Die Antworten von KI hängen davon ab, mit welchen Daten sie trainiert wird. Musk will seine KI Grok vor allem mit den Daten der Posts auf X trainieren. Damit besteht die Gefahr,
               dass nicht systematisch geprüftes Expertenwissen dominiert, sondern die Verzerrungen,
               Polarisierungen und Aufmerksamkeitslogiken dieses Netzwerks. Dann reproduziert die
               KI nicht Wissen, sondern die Dynamik der Debatte. Eine Studie der Indiana-Universität
               hat ergeben, dass KI-basierte Faktenprüfungen in einigen Fällen den Glauben an falsche Schlagzeilen sogar
               verstärken konnten.[3]
            

            Nein, KI als Wahrheitsrichter kann nicht die Lösung sein. Dieses Buch plädiert ausdrücklich
               nicht für eine staatliche oder technokratische Wahrheitsinstanz. Wahrheit lässt sich
               nicht administrieren. Das liberale System der Wahrheitsfindung beruht darauf, dass
               Wahrheit gesucht, überprüft, kritisiert und revidiert werden kann – nicht darauf,
               dass sie autoritativ festgelegt wird. KI kann zwar helfen, Belege zu finden, Quellen zu prüfen und Täuschungen zu erkennen.
               Sie kann als Werkzeug dienen zur Überprüfung von Fakten. Aber sie kann auch die Informationsunordnung
               verstärken.[4] Deshalb müssen Menschen diejenigen bleiben, die letztlich urteilen. Wissenschaftler
               und Wissenschaftlerinnen, Journalistinnen und Journalisten lassen sich nicht durch
               KI ersetzen. Genauso wenig wie der Gebrauch des eigenen Verstandes.[5] Damit Menschen die KI-generierten Ergebnisse überprüfen und beurteilen können, sind Transparenz und Nachvollziehbarkeit
               wichtig. Wenn das liberale System der Wahrheitsfindung abgeschafft wird oder sich
               selbst aufgibt, kann es auch durch KI nicht gerettet werden. Aber KI kann das liberale System stärken, als Werkzeug, nicht als technokratischer Richter.[6]
            

         
      
   
      
               Es gibt keine Alternative zur Aufklärung
               

            

            Sapere aude – wage es, Dich Deines Verstandes zu bedienen!

            Ich denke, also bin ich. Mit diesem berühmten Satz beweist Descartes, dass wir Menschen
               existieren. Auch wenn wir an allem zweifeln, können wir nicht daran zweifeln, dass
               wir gerade denken. Damit begründete er den Rationalismus. Denken und Vernunft sind
               die Grundlage sicheren Wissens. Wir müssen also vernünftig sein und unseren Verstand
               gebrauchen, um richtig von falsch, Fakt von Fiktion und Tatsachen von Meinungen unterscheiden
               zu können. Das macht zwar Arbeit, aber ohne Anstrengung des eigenen Verstands fällt
               man auf Manipulationen herein, die immer einen bequemeren Weg in die Köpfe der Menschen
               finden. Denn der Lügner ist im Vorteil. Er weiß, was das Publikum hören will.[7] Um seinen Verstand gebrauchen zu können, muss man sich gut informieren.
            

         
      
   
      
               Informieren Sie sich
               

            

            Je besser die Quellen, aus denen Sie sich informieren, umso eher können Sie aus dem,
               was Sie lesen, sehen oder hören, zutreffende Schlüsse ziehen. Je mehr verschiedene
               Quellen Sie nutzen, desto besser können Sie die Informationen zum gleichen Sachverhalt
               miteinander vergleichen und kritisch überprüfen. Je regelmäßiger Sie sich informieren,
               desto besser sind Sie «im Film» und können einordnen, was Ihnen gerade erzählt wird.[8]
            

            In Deutschland stehen Ihnen mit den überregionalen Zeitungen und den Angeboten des
               öffentlich-rechtlichen Rundfunks (ÖRR) hochwertige Informationsquellen zur Verfügung. Damit Sie auch über lokale Themen
               informiert sind, sollten Sie regionale Medien nutzen. Ohne die tägliche Lektüre Ihrer
               Lokalzeitung laufen Sie politisch blind durch die Stadt. Es ist gut, auch mal aus
               anderer Perspektive auf das Weltgeschehen und Deutschland zu schauen. Hier helfen
               internationale Medien, deren Artikel sich mit Übersetzungsprogrammen auch ohne Fremdsprachenkenntnisse
               lesen lassen. Podcasts können auch eine gute Informationsquelle sein. Allerdings nur,
               wenn sie von Qualitätsmedien oder seriösen Journalistinnen und Journalisten gemacht
               werden. Es braucht Hintergrundwissen, um die neuen Informationen einzuordnen. Das
               sammelt sich mit der Zeit an. Um komplexere Themen besser zu verstehen, empfehlen
               sich Bücher und längere Artikel.
            

            Sie sollten niemals nur eine Quelle konsumieren. Nur so schützen Sie sich gegen Einseitigkeit.
               Wichtig ist, dass Sie kritisch lesen, zuhören oder fernsehen. Bei besonders emotionalen,
               reißerischen oder stark meinungsgefärbten Beiträgen sollten Sie skeptisch sein. Achten
               Sie darauf, ob die Quelle seriös und die Aussage belegt ist.
            

            Sich über das allgemeine Geschehen zu informieren, sollte zu Ihrem Tag gehören wie
               das Zähneputzen. Ich höre morgens meist Deutschlandfunk und lese Zeitung beim Frühstück.
               Tagesschau und heute journal im ZDF sehe ich nahezu täglich. Zwischendurch im Auto höre ich immer mal wieder Nachrichten.
               Eine halbe Stunde täglich sollte es einem wert sein, im Bild zu sein. Das alles klingt
               nach viel Mühe und Arbeit. Aber es ist wie bei der körperlichen Fitness, für die man
               auch etwas tun muss. Wer regelmäßig joggt, fühlt sich besser. Wer gut informiert ist,
               weiß besser Bescheid. Und wenn man erstmal regelmäßig dabei ist, macht beides immer
               mehr Spaß und Freude.
            

         
      
   
      
               Bei Kindern anfangen – Vorlesen hilft
               

            

            Was Hänschen nicht lernt … Regelmäßiges Vorlesen hilft kleinen Kindern, die Grundlagen
               für ein gutes Informationsverhalten zu erwerben. Denn vorgelesen zu bekommen fördert
               die Fähigkeiten, die Kinder brauchen, um sich neugierig, selbstständig und kritisch
               zu informieren.[9] Kinder, denen vorgelesen wird, entwickeln einen größeren Wortschatz und Freude an
               Texten. So können sie Informationen später besser verstehen und bewerten. Sie begreifen
               die Welt differenzierter. Kinder trainieren beim Vorlesen, aufmerksam und aktiv zuzuhören.
               Dadurch üben sie früh, auch komplexere Inhalte zu erfassen. Und weil es nicht immer
               spannend ist, lernen sie, dass es sich lohnt, durchzuhalten. Der Vorlesestoff bietet
               Anlässe zu Fragen und Gesprächen. Die einfache Frage «Gibt’s das wirklich?» ist eine
               kleine Übung für kritisches Denken und fördert die Neugier. Geschichten eröffnen neue
               Perspektiven auf andere Lebensweisen, Kulturen oder Probleme. Die Kinder lernen, dass
               es verschiedene Sichtweisen gibt. Das hilft ihnen später, Informationen nicht nur
               schwarz-weiß zu bewerten. Kinder lernen durch Vorbilder. Eltern, die vorlesen, vermitteln
               damit auch: Lesen ist wertvoll. Kinder, denen vorgelesen wird, greifen eher zu Büchern,
               um sie selbst zu lesen.
            

            Jugendliche informieren sich dann, wenn sie einen Bezug zu ihrem Alltag sehen. Also
               sollten Eltern mit Lesetipps an die Interessen ihrer Kinder anknüpfen. Sport, Klima,
               Musik, Gaming, Social Media – Eltern sollten diese Themen aufgreifen und ihren Kindern
               zeigen, wo seriöse Informationen dazu zu finden sind. Das setzt freilich voraus, dass
               sie sich selbst mit diesen Themen beschäftigen. Auch anhand von Sportberichterstattung
               kann Jugendlichen den Umgang mit Quellen gezeigt werden. Wie berichten Boulevardmedien?
               Was ist ihnen wichtig? Wie passt der Bericht zu dem Bundesligaspiel, das man selbst
               im Fernsehen gesehen hat? Das Vorbild der Eltern ist für das Informationsverhalten
               ihrer Kinder prägend. Die Abendnachrichten im Fernsehen gemeinsam anzuschauen und
               darüber zu sprechen, eine Tageszeitung abonniert haben und mit den Kindern einzelne
               Artikel zu lesen – das wirkt besser als die Aufforderung: Leg doch mal Dein Handy
               weg und lies was!
            

         
      
   
      
               Reden Sie über das, was Sie für richtig halten
               

            

            Es ist gut, die eigenen Ansichten immer wieder zu überprüfen. Deshalb sollten Sie
               möglichst oft mit anderen darüber sprechen. Lassen Sie Zweifel zu und bleiben Sie
               bereit, Ihre Ansichten zu korrigieren. Blindes Festhalten an Überzeugungen ist oft
               gefährlicher als bloße Unwissenheit. Wenn Sie über Ihre Überzeugungen sprechen, müssen
               Sie sie in Worte fassen. Das zwingt Sie dazu, sie noch einmal zu durchdenken. So werden
               Sie sich selbst klarer darüber, warum Sie etwas für richtig halten. Respektvolle Gespräche mit anderen schaffen ein Diskussionsklima,
               in dem gegenseitiges Verständnis entsteht. Andere zeigen Ihnen neue Perspektiven auf,
               und umgekehrt. So wächst eine Kultur des Lernens, auch wenn man unterschiedlicher
               Meinung ist.
            

            Reflektieren Sie dabei den Bestätigungsfehler. Machen Sie sich als Erstes klar, dass
               Sie ihm wie alle anderen unterliegen und dazu neigen, solche Informationen besonders
               wahrzunehmen und zu suchen, die Ihre bestehenden Überzeugungen bestätigen. Suchen
               Sie aktiv nach Gegenargumenten für Ihre Überzeugung. «Was würde meine Meinung widerlegen?»
               Erhöhen sie die Zahl der Quellen, aus denen Sie sich informieren. Lesen Sie bewusst
               Quellen, die Ihre Sicht nicht teilen und ihre Überzeugungen gegen den Strich bürsten.
               Seien Sie sich bewusst, dass starke Emotionen wie Angst oder Wut den Bestätigungsfehler
               verstärken. Trainieren Sie sich eine Haltung an, die anerkennt, dass Sie sich irren
               können und dass auch der andere ein bisschen Recht haben könnte.
            

         
      
   
      
               Falschinformationen nicht verbreiten, auch nicht unabsichtlich
               

            

            Seien Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst, wenn Sie auf Social Media posten. Prüfen
               Sie die Richtigkeit, ehe Sie einen anderen Post teilen und weiterleiten. Wenn Sie
               andere Posts richtigstellen, tragen Sie unabsichtlich auch zur Verbreitung der falschen
               Nachricht bei. Deren Wirkung können Sie am besten einschränken, indem Sie Ihre Erwiderung
               als «Wahrheitssandwich» formulieren. [10] Dieses Kommunikationskonzept hat der amerikanische Kognitionswissenschaftler und
               Linguist George Lakoff entwickelt, damit Falschinformationen nicht unbeabsichtigt
               verbreitet werden, obwohl man sie doch korrigieren will. Menschen erinnern sich stärker
               an das, was sie zuerst und zuletzt hören. Wenn man eine Lüge direkt wiederholt oder
               an den Anfang stellt – «Es ist falsch, dass …» –, kann man sie kognitiv verstärken.
               Deshalb schreiben Sie zuerst die richtige Information, z.B. «Wissenschaftliche Studien
               zeigen, dass Impfstoffe sicher und wirksam sind». (Obere Brotscheibe). Dann erwähnen
               Sie die Falschbehauptung und markieren sie deutlich als Irreführung: «Einige behaupten
               fälschlicherweise, Impfungen würden Unfruchtbarkeit verursachen.» (Belag). Anschließend
               bekräftigen Sie nochmal die richtige Information, um sie im Gedächtnis zu verankern:
               «Tatsächlich zeigen alle seriösen Untersuchungen: Es gibt keinen Zusammenhang zwischen
               Impfungen und Unfruchtbarkeit.» (Untere Brotscheibe).
            

            Fragen Sie nach, wenn Sie sich nicht sicher sind, ob ein Post stimmt, den Sie gerade
               lesen: Gibt es dafür eine Quelle? Geben Sie sich nicht mit Grafiken zufrieden, die
               nicht klar auf die Quelle für die zugrundeliegenden Statistiken verweisen. Es ist
               heute ein Leichtes, Fantasiediagramme zu erstellen. Bitten Sie darum, Gründe dafür
               anzugeben, wenn jemand ihren Post bezweifelt. Denn mit den Gründen können Sie sich
               auseinandersetzen. Wenn Sie nicht nachfragen, bleibt der Zweifel unter Ihrem Post
               stehen und Mitlesende bekommen den Eindruck, Ihre Aussage sei womöglich nicht richtig.
            

         
      
   
      
               Widerstehen Sie den Verschwörungsmythen
               

            

            Was können Sie tun, um der Suggestivkraft von Verschwörungsmythen zu widerstehen?[11]
            

            Denken Sie kritisch. Korrelationen sind keine Kausalitäten. Statistisch ertrinken
               mehr Menschen in Badeseen oder in Schwimmbädern, wenn mehr Speiseeis verkauft wird.
               Aber der Tod wurde nicht durch das Eisessen verursacht. Beides korreliert, weil Sommer
               ist.
            

            Hinterfragen Sie die Quellen. Gibt es überhaupt Belege, oder nur Behauptungen? Wer
               sagt etwas, und warum? Nutzen Sie seriöse Informationsquellen, um die Fakten zu überprüfen.
               Sprechen Sie mit anderen über Informationen, bevor Sie sie weitergeben. Die zweite
               Meinung ist auch ein Realitätscheck.
            

            Lassen Sie sich nicht ängstigen. Verschwörungsmythen leben oft von Angst, Wut oder
               Unsicherheit. Wahren Sie emotionale Distanz. Das hilft Ihnen, klar zu denken.
            

            Stärken Sie Ihr Wissen. Je besser Sie wissenschaftliche Methoden und journalistische
               Standards verstehen, desto weniger anfällig sind Sie für Falschinformationen.
            

            Und bitte: Verbreiten Sie fragwürdige Inhalte nicht über Ihre Social Media Accounts
               weiter. Auch nicht, um sie zu kritisieren, ohne klarzustellen, dass es sich um Falschinformationen
               handelt.
            

         
      
   
      
               Denken Sie über den vorgegebenen Bilderrahmen hinaus
               

            

            Wenn wir denken, haben wir Bilder im Kopf. Das Bild wird durch den Rahmen begrenzt.
               Der Bildinhalt wird in einen bestimmten Deutungsrahmen gestellt. Wir verstehen denselben
               Inhalt sehr unterschiedlich, je nachdem welchen Ausschnitt wir zu sehen bekommen.
               Mit Framing wird in Kommunikation, Medien, Psychologie und Politik beschrieben, wie
               die Wahl von Worten, Bildern oder Kontexten das Verstehen und Bewerten von Informationen
               beeinflusst.[12] Framing ist nicht automatisch Manipulation. Wir alle benutzen Frames, um unsere
               Botschaften zu rahmen. Das geschieht meist unbewusst. Wie man die Worte versteht,
               wird durch das Framing vorgegeben. Framing kann aber auch bewusst eingesetzt werden,
               um das Verständnis von der Wirklichkeit in bestimmte Bahnen zu lenken. Achten Sie
               deshalb darauf, wie durch die Wortwahl in Politik oder Medien versucht wird, Ihre
               Meinungsbildung und Ihre politische Einstellung zu beeinflussen.[13]
            

            Vor 15 Jahren hätten Sie bei dem Wort «Flüchtling» an einen hilfsbedürftigen Menschen
               gedacht, der Schweres durchgemacht hat und jetzt Unterstützung braucht. Dann tauchte
               das Wort «Flüchtling» nur noch in Kombination mit anderen Worten auf: Flüchtlingslawine,
               Flüchtlingswelle, Flüchtlingsflut. «Flüchtling» wurde mit Naturkatastrophen geframed
               und durch ständige Wiederholung unbewusst assoziiert. So wurde im Bewusstsein vieler
               aus einem hilfsbedürftigen Menschen jemand, vor dem wir uns schützen müssen. Wir sprechen
               beim Klimawandel über Erderwärmung. Aber mit Wärme assoziieren wir Behaglichkeit und
               Nähe. Erderhitzung würde es besser treffen. Auch Zahlen sollten wir in den richtigen
               Deutungsrahmen stellen. Zwei Grad Erhitzung des Erdklimas klingen nicht besonders
               dramatisch. Etwas wärmer im Winter. Wirkungsvoller ist es, den Vergleich zur Körpertemperatur
               zu ziehen. Da ist es ein großer Unterschied, ob man 38 oder 40 Grad Fieber hat. Wir
               sprechen von Steuerlast und Steueroasen. Damit framen wir Steuern nicht als notwendigen
               Beitrag für die Gemeinschaft, sondern ausschließlich als Bürde, der man sich soweit
               irgend möglich entledigen sollte, und sei es durch Kapitalflucht in eine «Steueroase».
               Auch Bürokratie wird inzwischen nahezu ausschließlich negativ geframed. Unbürokratisch
               gilt grundsätzlich als positiv. Richtig ist, dass eine überbordende Bürokratie gesellschaftliche
               Dynamik erstickt. Aber es braucht auch Regeln gegen Willkür der Verwaltung und für
               das menschliche Miteinander in einem eng besiedelten Land. Regeln für Umweltschutz,
               gegen Wirtschaftskonzentration und für Verbraucherschutz dürfen nicht pauschal als
               zu bürokratisch abgewertet werden. Wir haben in weiten Teilen unserer Gesellschaft
               inzwischen mit Überregulierung zu tun. Diese Formulierung klingt anders, als wenn
               die Verwaltung als «Bürokratiemonster» zum Feind von Freiheit und Wirtschaft geframed
               wird.
            

            Deshalb ist es wichtig, dass Sie auch auf die Sprache achten, und nicht nur auf den
               Inhalt. Bei starken Begriffen oder Metaphern sollten Sie sich bewusst fragen, warum
               gerade dieses Wort gewählt wurde. Welche Emotionen soll es hervorrufen – Angst, Stolz,
               Empörung, Mitgefühl? Frames aktivieren Emotionen. Wenn Sie merken, dass Sie sofort
               wütend werden oder sich empören, sollten Sie kurz innehalten und sich fragen: Was
               löst das gerade in mir aus – und warum?
            

            Vergleichen Sie Schlagzeilen zum gleichen Thema. Das stärkt Ihren «Frame-Radar». Und
               weil Sie auch in Gesprächen oder Postings ständig eigene Frames setzen: Bitte gestalten
               Sie Ihre Wortwahl bewusst und dem Inhalt angemessen. Das macht Sie auch sensibler
               für die Deutungsrahmen, die andere Ihnen durch Framing vorgeben.
            

            Es hängt auch von Ihnen ab, ob unser Volk den Verstand verliert, denn das Volk setzt
               sich aus vielen Einzelnen zusammen. Jede und jeder kann und sollte darauf achten,
               sich nicht verwirren zu lassen und am Ende den politischen Verstand zu verlieren.
               Je mehr Menschen sich gut informieren, nachdenken und sich mit anderen austauschen,
               desto resilienter wird unser Volk gegen die Angriffe auf seinen Verstand.
            

         
      
   
      
               Achten wir auf die Beurteilungsmaßstäbe
               

            

            Wenn wir die Wirklichkeit beurteilen und uns eine Meinung dazu bilden, brauchen wir
               dazu Maßstäbe. Viele wenden wir automatisiert und unbewusst an. Wir sehen, ob ein
               Auto noch weit weg ist oder ziemlich nah. Wir registrieren, dass das Kind kleiner
               ist als sein Vater, der es an der Hand führt. Wir spüren, dass der Frühling kommt,
               weil es wärmer wird. Wir schmecken, dass die Suppe versalzen ist. Wir müssen schreien,
               um die laute Musik in der Disko zu übertönen. Das alles passiert, ohne dass wir groß
               darüber nachdenken würden.
            

            Aber wie ist das, wenn wir die Wirklichkeit nicht durch unsere fünf Sinne erfassen
               können, sondern unseren Verstand einschalten müssen? Es ist nur scheinbar einfach,
               Regel und Ausnahme voneinander zu unterscheiden. Das machen sich die AfD und ihr nahestehende
               Medien wie Nius zunutze. Nur ein kleiner Bruchteil von Asylbewerbern oder Migranten
               wird straffällig. Aber die AfD nimmt Straftaten zum Anlass, alle als potenzielle Straftäter
               unter Verdacht zu stellen. Motto: Gäbe es keine Migration, wäre diese Straftat in
               Deutschland nicht begangen worden. Dass ohne die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
               mit Migrationshintergrund jedes Krankenhaus in Deutschland umgehend seinen Betrieb
               einstellen müsste, wird natürlich nicht erwähnt.
            

            Gegenüber der Fantasie schneidet die Wirklichkeit immer schlecht ab. Realistische
               Beurteilungsmaßstäbe brauchen einen Realitätsbezug: Haben andere Länder das Problem
               besser gelöst? Hat sich die Lage gegenüber der Vergangenheit verschlechtert? Gibt
               es vielversprechende Entwicklungen, die es als möglich erscheinen lassen, Zukunftshoffnungen
               zu verwirklichen? In Beziehung zu setzen, bedeutet nicht beschwichtigendes Relativieren,
               sondern gehört zu einem vernünftigen Beurteilungsmaßstab.
            

         
      
   
      
               Zwischenfazit: Aufklärung ist Arbeit
               

            

            Bei Verstand zu bleiben ist anstrengend. Es erfordert Aufmerksamkeit, Selbstdisziplin
               und die Bereitschaft, sich zu korrigieren. Der bequemere Weg ist immer der der Empörung,
               der Vereinfachung und der Bestätigung. Deshalb sind Manipulationen erfolgreich. Nicht,
               weil Menschen dumm wären, sondern weil sie menschlich sind. Aufklärung ist kein Zustand,
               den man einmal erreicht. Sie ist eine Praxis, die eingeübt werden muss – individuell
               und gesellschaftlich. Wer sie aufgibt, überlässt anderen die Deutung der Wirklichkeit.
            

         
      
   
      
               Was die Politik tun muss
               

            

            Aber auch die Politik ist gefordert. Sie muss sicherstellen, dass sich die Menschen
               seriös und umfassend informieren können. Dazu gehört es, das System der liberalen
               Wahrheitsfindung im Zeitalter der Digitalisierung zu stärken: durch Schutz der Wissenschaftsfreiheit,
               eine Regulierung von Social Media, die Abwehr von Desinformationskampagnen, eine Stärkung
               von Qualitätsjournalismus und Pressevielfalt sowie der Medienkompetenz von klein auf.
            

         
      
   
      
               Wissenschaftsfreiheit schützen
               

            

            Wissenschaftsfreiheit schützt die Suche nach Wahrheit vor ideologischer Einflussnahme.
               Wie wir gesehen haben, versuchen Trump in den USA und die AfD bei uns in Deutschland, wissenschaftliche Ergebnisse zu delegitimieren
               und Forschung politisch zu instrumentalisieren. Damit Wissenschaft frei bleibt, muss
               sie auf mehreren Ebenen gestärkt werden. «Nur wenn Wissenschaft möglichst frei und
               unabhängig ihrer genuinen Aufgabe, methodisch exakt und nachvollziehbar zur Vermehrung
               der wahrheitsgeleiteten Erkenntnis beizutragen, nachkommen kann, trägt sie in ihrer
               Ergebnisoffenheit zum gesellschaftlichen Fortschritt bei.»[14] Wissenschaft lebt davon, dass sie Fragen stellt, auf die wir die Antwort noch nicht
               kennen. Ihr Ziel ist es, neue Erkenntnisse über die Welt zu gewinnen. Sie macht das
               auf der Grundlage klarer Methoden, nachvollziehbarer Argumente und offener Prüfung.
               Damit das möglich ist, muss Forschung frei bleiben von politischen, ideologischen
               oder sonstigen sachfremden Vorgaben. Nur wenn Wissenschaft unabhängig und ergebnisoffen
               arbeiten kann, entsteht Wissen, das verlässlich ist und tatsächlich zum Fortschritt
               unserer Gesellschaft beiträgt.
            

            Politisch muss stets signalisiert werden: Eingriffe in Forschungsgegenstände, Methoden
               oder Einrichtungen sind rote Linien, die nicht überschritten werden dürfen. Die Auswahl
               von Themen, Methoden und die Veröffentlichung der Ergebnisse sind frei. Förderentscheidungen
               dürfen keine parteipolitischen Vorgaben enthalten, welche Themen «erwünscht» oder
               «unerwünscht» sind. Vorgaben für Curricula, Publikationen oder Institutsstrukturen
               müssen offengelegt werden. Auch hier kann Transparenz vor illegitimem Einfluss schützen.
               Wissenschaftsfreiheit braucht weitestgehende institutionelle Unabhängigkeit. Hochschulen
               benötigen eine stabile und ausreichende Finanzierung und einen Globalhaushalt, über
               dessen Verwendung sie im einzelnen selbst entscheiden.
            

            Universitäten und Fachhochschulen müssen frei über Berufungen, Forschungsgegenstände
               und -programme entscheiden können. Aus dieser Freiheit folgt die Verantwortung, selbst
               durch hochschulinterne Vorkehrungen und Verfahren Vorsorge dafür zu treffen, dass
               wichtige und nützliche Forschungsergebnisse nicht zu schädlichen Zwecken missbraucht
               werden können. Ethik- und Ombudsgremien sollten ausgebaut werden, um verantwortungsvolle
               Forschung und gute wissenschaftliche Praxis zu sichern, ohne politisch zu steuern.
               Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina hat Vorschläge für eine Entbürokratisierung
               des Wissenschaftssystems gemacht, denn das deutsche Wissenschaftssystem ist «mit einer
               wachsenden Regelungsdichte bei gleichzeitig schrumpfenden Finanzmitteln konfrontiert.»[15] Also: mehr Freiheit – weniger Regulierung.
            

            Internationale Zusammenarbeit stärkt Wissenschaftsfreiheit auch im eigenen Land. Multinationale
               Forschungsverbünde machen politische Eingriffe schwieriger. Freiheitsförderlich muss
               auch die Binnenverfassung der Hochschulen ausgerichtet sein.[16] Die Forschungsfreiheit des einzelnen Hochschullehrers setzt den Mehrheitsentscheidungen
               der Kollegialorgane Grenzen. Werden Hochschullehrer wegen ihrer Forschungsvorhaben
               angegriffen, sind sie auf Solidarität aus der Wissenschaftscommunity und der Öffentlichkeit
               angewiesen. Es muss nicht nur möglich sein, sich kontroversen Themen wissenschaftlich
               zu nähern; Forschung und wissenschaftliche Erkenntnisse sind oft die einzige Möglichkeit,
               Probleme vernünftig zu lösen.
            

            Autoritäre Populisten sind dort am stärksten, wo Wissenschaft nicht als gemeinsames
               Gut wahrgenommen wird. Demokratische Widerstandsfähigkeit wird durch Wissenschaftsfreiheit
               gestärkt. Forschung ist die Grundlage für Fortschritt. Wissenschaft ist nicht bloße
               Meinung, sondern eine Methode, sich durch überprüfbare Erkenntnisfortschritte der
               Wahrheit zu nähern. Wissenschaft braucht und verdient gesellschaftliche Wertschätzung.
               Wissenschaftsfreiheit wird stabiler, wenn die Öffentlichkeit versteht, dass ihr eigener
               Alltag davon abhängt: medizinischer Fortschritt, Arbeitsplätze, Infrastruktur.[17]
            

         
      
   
      
               Die Social Media zu sozialen Medien machen
               

            

            Wir haben gesehen, wie die Wirkungsweise von Social Media die Angriffe auf das liberale
               System der Wahrheitsfindung verstärkt und ihnen zerstörerische Wucht verleiht. Politik
               muss das ändern. «Die öffentliche Willensbildung und damit die freiheitliche Demokratie
               ist angesichts der weiter steigenden Macht der Intermediäre erheblichen Gefahren ausgesetzt»,
               sagt der Medienrechtler Dieter Dörr.[18] Social Media, Instant Messenger und Suchmaschinen seien unzureichend reguliert.
               Wirksame Regulierungen müssen die negativen Wirkungen möglichst begrenzen, wenn sie
               sich schon nicht ganz ausschließen lassen. Noch besser wäre es, die Politik könnte
               Rahmenbedingungen formulieren, die das System der liberalen Wahrheitsfindung stärken.
            

            Social Media werden wirklich soziale Medien, wenn die Sichtbarkeit nicht mehr vom
               Extrem abhängt, Dialog nicht algorithmisch benachteiligt ist und Öffentlichkeit wieder
               gemeinsam erfahrbar ist. Dazu müssen sie auf mehreren Ebenen reguliert werden: technisch,
               ökonomisch, rechtlich und institutionell.
            

            Plattformbetreiber wie Elon Musk wehren jede Regulierung als unzulässige Zensur und
               Eingriff in die Meinungsfreiheit («free speech») ab. X erschwert Forschern sogar den
               Zugang zu öffentlichen Daten, weil Musk sich nicht in die gezinkten Karten sehen lassen
               will.[19] Er bekommt dabei Rückendeckung von der amerikanischen Regierung. Dem ehemaligen
               EU-Industriekommissar Thierry Breton, einem der Architekten des Digital Services Act
               (DSA), wurde die Einreise in die USA verweigert, genauso wie Mitarbeitern von Hate Aid und anderen Organisationen, die
               Hass und Hetze im Internet bekämpfen.[20] Vizepräsident J. D. Vance behauptete vor der Münchner Sicherheitskonferenz, mit
               ihren Regulierungen entferne sich die Europäische Union von den gemeinsamen Werten,
               die sie mit den USA verbinde. Er drohte unverhohlen damit, dass die USA ihre Sicherheitsgarantien für Europa überdenken müssten, sollten amerikanische Social
               Media Plattformen in der EU reguliert werden.[21] Die USA sehen dadurch nicht nur die wirtschaftlichen Interessen des Silicon Valley betroffen,
               sondern auch ihre Auffassung von freier Meinungsäußerung.
            

            Aber es geht dabei ausdrücklich nicht um einzelne Meinungen, politische Inhalte oder
               journalistische Bewertungen. Sondern es geht darum, die Risiken zu begrenzen, die
               von Social Media Plattformen für Grundrechte (z.B. die Informationsfreiheit), öffentliche
               Meinungsbildung und demokratische Prozesse ausgehen. Social Media sollen dazu verpflichtet
               werden, ihre gesellschaftliche Macht verantwortungsvoll auszuüben, damit die oben
               beschriebenen demokratiegefährdenden Systemeffekte begrenzt werden. Es geht um die
               Zukunft des digitalen öffentlichen Raums.[22]
            

            Als gedankliche Blaupause für dessen Regulierung kann die Gesetzgebung zur Rundfunkfreiheit
               dienen. Sie ist durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes als Grundrecht geschützt:
               «Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film
               werden gewährleistet.» Rundfunkfreiheit ist dabei nicht nur ein Abwehrrecht gegen
               staatliche Eingriffe, sondern sie verpflichtet den Gesetzgeber nach ständiger Rechtsprechung
               des Bundesverfassungsgerichts zu einer Rundfunkordnung, die eine freie Meinungsbildung
               ermöglicht. «Als dienende Freiheit wird (die Rundfunkfreiheit) […] im Interesse freier
               individueller und öffentlicher Meinungsbildung gewährleistet. Der Gesetzgeber ist
               deshalb verpflichtet, die Rundfunkordnung in einer Weise auszugestalten, die die Erreichung
               dieses Zieles sicherstellt.»[23]
            

            Über den «Volksempfänger» hatten die Nationalsozialisten jedes Wohnzimmer mit ihrer
               Propaganda erreicht. Die Auswirkungen zeigen die hohe Wirkungsmacht des Rundfunks
               und die Gefahren einer Konzentration der Meinungsmacht. Die geringe Zahl der Frequenzen
               erschwert eine Kontrolle durch Wettbewerb. Deshalb war es notwendig, den Rundfunk
               zu regulieren, damit Vielfalt und Ausgewogenheit entsteht. Diese Regulierung ist keine
               Einschränkung, sondern Voraussetzung der Rundfunkfreiheit. Zuständig dafür sind die
               Bundesländer. Sie haben sich auf einen Medienstaatsvertrag sowie Rundfunkstaatsverträge
               für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk verständigt und Landesrundfunkgesetze verabschiedet.
               Darin regeln sie die Struktur des Rundfunks: Sicherung der Vielfalt, Zugang und Chancengleichheit,
               Werbezeitbegrenzungen und die klare Kennzeichnung von Werbung, Jugendschutz und Sendezeiten.
               Nicht reguliert werden einzelne Meinungen, politische Inhalte oder journalistische
               Bewertungen.
            

            Für die Regulierung von Social Media lautet die Lehre aus dem Rundfunkrecht: Freiheit
               der Kommunikation entsteht nicht durch die Abwesenheit von Regeln, sondern durch strukturelle
               Vorgabe einer Architektur. Der Staat darf nicht vorgeben, was gesendet wird, aber
               er muss regeln, wie Öffentlichkeit entsteht.
            

         
      
   
      
               Algorithmische Transparenz und Wahlfreiheit
               

            

            Bisher weiß niemand genau, warum er etwas in seiner Timeline zu sehen bekommt. Außerdem
               stehen ihm nur sehr begrenzte Möglichkeiten zur Verfügung, das durch eigene Entscheidung
               zu beeinflussen. Deshalb müsste die Wirklogik zentraler Rankingkriterien offengelegt
               werden. Der User müsste auswählen können, wie sein Feed zusammengestellt wird: chronologisch,
               thematisch oder nach anderen Gesichtspunkten. Emotionalisierende Standard-Feeds, die
               ausschließlich darauf abzielen, Wut und Ängste zu verstärken, müssten verboten werden.[24]
            

         
      
   
      
               Abkehr vom reinen Aufmerksamkeits-Geschäftsmodell
               

            

            Polarisierung ist für das gegenwärtige Geschäftsmodell von Social Media kein Kollateralschaden,
               sondern zwangsläufige Folge. Die Algorithmen priorisieren Inhalte nach Engagement.
               Wut schlägt Wahrheit. Sozial wird Kommunikation erst, wenn sie nicht eskaliert werden
               muss, um sichtbar zu sein. Ein maximal auf Werbeeinnahmen bezogenes Geschäftsmodell
               ist mit einer demokratieverträglichen Kommunikation unvereinbar. Deshalb müsste über
               andere Finanzierungsquellen nachgedacht werden. Es könnte helfen, personalisierte
               Werbung zu begrenzen und alternative Erlösmodelle wie z.B. Abonnements zu fördern.
            

         
      
   
      
               Systemische Verantwortung statt Einzelfall-Moderation
               

            

            Bisher kümmern sich Plattformen um einzelne Inhalte, die strafbar sein könnten oder
               ihnen von Usern gemeldet werden. Bestenfalls löschen sie diese Posts. Dies geschieht
               jedoch häufig nicht oder nur dann, wenn sehr viele Meldungen vorliegen. Aber es bleibt
               eine Behandlung von Symptomen. Deren Ursachen werden von den Plattformen munter weiter
               produziert. Empfehlungslogiken, die Extremismus, Desinformation oder eine gezielte
               Entmenschlichung verstärken, müssen verboten werden. Plattformen müssen dazu verpflichtet
               werden, die Risikofolgen ihrer Empfehlungslogiken abzuschätzen. Es geht nicht um den
               einzelnen Post, sondern um das plattformgesteuerte Verstärkungssystem.
            

         
      
   
      
               Demokratische Aufsicht über Plattformarchitekturen
               

            

            Social Media brauchen eine demokratisch legitimierte Aufsicht. Am besten wäre eine
               unabhängige europäische Plattformaufsicht mit Zugriff auf Daten und mit Durchsetzungsrechten.
               Externe, unabhängige Forschung müsste regelmäßig überprüfen, ob die festgelegten Anforderungen
               von den Plattformen eingehalten werden (Audits). Das Ganze sollte durch die Zivilgesellschaft
               begleitet werden, ähnlich wie es durch die Vertreter gesellschaftlich relevanter Gruppen
               in den Rundfunkräten geschieht.
            

         
      
   
      
               Zivilisierter Gedankenaustausch statt ständiger Empörung
               

            

            Damit Social Media das System liberaler Wahrheitsfindung stärken, statt es weiter
               zu zerstören, müssen sich die Menschen auf den Plattformen unter fairen Bedingungen
               austauschen können. Es sollten digitale Räume entstehen, in denen man sich ergebnisoffen
               und verständigungsorientiert austauscht, sich gegenseitig zuhört, seine Position begründet,
               um im Idealfall gemeinsame Schlüsse daraus zu ziehen. Das mag utopisch klingen. Aber
               spricht nicht angesichts der Bedeutung, die digitale Kommunikationsräume für die Bildung
               der öffentlichen Meinung haben, sehr viel für diese Zielsetzung? Statt alles auf Geschwindigkeit,
               Empörung und Zuspitzung zu trimmen, sollten dialogische Formate gegenüber Empörungscontent
               bevorzugt werden. Dabei geht es auch um eine Entschleunigung der Diskussionen. Die
               Verbreitung von unüberprüften Clips sollte verzögert werden, ehe sie viral gehen.
               Genauigkeit geht vor Geschwindigkeit.
            

         
      
   
      
               Öffentliche digitale Räume als Alternative
               

            

            Es ist ein Problem, die Infrastruktur von Social Media allein privaten Akteuren zu
               überlassen. So, wie es einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk gibt, braucht es auch
               öffentliche digitale Räume, die wirklich als soziale Medien wirken. Sie sollten werbefrei
               sein, algorithmisch neutral und miteinander vernetzt, z.B. nach dem Mastodon-Prinzip.
               Dort gibt es keine einheitliche Plattform, sondern unterschiedliche Server, die jeweils
               eine eigene Community und Moderation haben, ähnlich wie bei E-Mail-Providern.[25] Über ein offenes Protokoll können diese Server Beiträge, Follows und Likes austauschen,
               sodass die User alle miteinander kommunizieren können, unabhängig davon, bei welchem
               Server sie angemeldet sind. Die Mastodon-Timeline wird hauptsächlich durch die eigenen
               Follow-Entscheidungen des Users und durch chronologische Reihenfolge bestimmt – nicht
               durch einen zentralen Empfehlungsalgorithmus. Das Mastodon-Prinzip zielt auf Dezentralisierung
               von Macht, mehr Datenschutz und Community-Selbstverwaltung. Es bietet eine gute Grundlage
               für freien Gedankenaustausch und Diskussionen, die das liberale System der Wahrheitsfindung
               stärken.
            

            Finanzieren ließe sich das System über einen Zuschlag zum Haushaltsbeitrag, der für
               den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erhoben wird. Wegen der großen Bedeutung von Social
               Media für die öffentliche Meinungsbildung wäre ein öffentlich-rechtliches Informations-
               und Kommunikationsangebot, frei von Staatseinfluss und Kapitalinteressen, allemal
               zu rechtfertigen.
            

         
      
   
      
               Der Digital Services Act (DSA) als erster Schritt
               

            

            Mit dem Digital Services Act (DSA) hat die EU erstmals einen umfassenden Regulierungsrahmen für digitale Plattformen geschaffen,
               der nicht allein auf die Bekämpfung illegaler Inhalte abzielt, sondern ausdrücklich
               auch die systemischen Risiken digitaler Öffentlichkeit adressiert.[26] Das ist ein Paradigmenwechsel. Plattformen werden nicht länger ausschließlich als
               neutrale Intermediäre verstanden, sondern als Akteure, die durch ihre Entscheidungen
               demokratische Prozesse, Grundrechte und gesellschaftlichen Zusammenhalt beeinflussen
               können.[27] Der DSA etabliert deshalb Transparenz-, Risikoanalyse- und Auditpflichten. Er definiert jedoch
               keine materiellen Grenzen für demokratiegefährdende algorithmische Verstärkungsmechanismen.[28] Deshalb besteht weiterhin Reformbedarf. Wir brauchen einen DSA 2.0.
            

         
      
   
      
               Desinformationskampagnen durch «digitalen Zivilschutz» in Echtzeit kontern
               

            

            Seit 2015 analysiert die EU East StratComTask Force russische Desinformationskampagnen und veröffentlicht Beispiele
               in der Datenbank EUvsDisinfo.[29] In Deutschland beobachtet das Bundesamt für Verfassungsschutz russische Einflussoperationen
               als Teil hybrider Bedrohungen. Der DSA verpflichtet große Plattformen dazu, koordinierte Desinformation zu analysieren und
               manipulative Netzwerke zu entfernen. Aber die Durchsetzung kann lange dauern. Außerdem
               erreicht die Aufklärung zwar politisch Interessierte, nicht aber jene Milieus, die
               gezielt emotionalisiert werden.
            

            Die russischen Kampagnen profitieren davon, dass sie bestehende Konflikte zuspitzen.
               Desinformation lebt davon, dass nur vereinzelt widersprochen wird oder Widerspruch
               für längere Zeit sogar ganz ausbleibt, während die Desinformation viral geht. Desinformation
               ist kein IT-Problem. Es geht um emotionale Eskalation.
            

            Dort, wo Desinformation entsteht und wirkt – in Echtzeit auf Social Media – ist demokratische
               Gegenrede kaum organisiert präsent. Staatliche Stellen reagieren meist verzögert,
               formal und außerhalb der eigentlichen Debattenräume. Richtigstellungen der polarisierenden
               Botschaften aus den Petersburger Trollfabriken erscheinen auf Websites oder in Pressemitteilungen,
               während sich die öffentliche Meinung längst in Kommentarspalten, Threads, Kurzvideos
               und viralen Erregungsschleifen verfestigt hat. Desinformationskampagnen werden häufig
               erst erkannt, wenn sie bereits gesellschaftlich wirksam sind. Es muss viel früher
               gegengesteuert werden.[30] Eine Demokratie kann weder mit Gegenpropaganda antworten, noch darf sie die Meinungsfreiheit
               einschränken. Wenn Debatten koordiniert manipuliert werden, ist staatliche Gegenwehr
               gerechtfertigt und geboten. Gegenrede ist kein Missbrauch von Staatsmacht, sondern
               schützt die Demokratie, die sich auch im Netz als wehrhaft erweisen muss. Im Gegensatz
               zu ihren Angreifern darf eine Demokratie bei ihrer Antwort aber nicht lügen. Sonst
               würde sie selbst das Vertrauen erschüttern, von dem sie lebt.
            

            Es ist schwer, sich den emotionalisierenden Kampagnen zu entziehen, die Ängste verstärken
               und Ärger zu Wut und Empörung steigern. Die russischen Kampagnen liefern einfache
               Schuldige, klare Feindbilder und sind emotional durchaus schlüssig. Dagegen fehlt
               ein «digitaler Zivilschutz». Der Staat sollte dringend öffentliche Gegenrede-Strukturen
               schaffen, in Partnerschaft mit der Zivilgesellschaft. Diese müssen transparent und
               plural besetzt sein. Sie müssen rein faktenbasiert arbeiten, die Absenderschaft muss
               stets klar gekennzeichnet sein. Ihre Arbeit sollte vom Staat finanziell ermöglicht
               und in Distanz zu ihm organisiert werden.[31] Nicht als parteipolitische Propaganda, sondern als öffentlich verantwortete, plural
               zusammengesetzte Antwort auf koordinierte Manipulation. Es ginge darum, Widerspruch
               sichtbar zu machen, Einordnung zu liefern und manipulativen Narrativen mit Fakten
               entgegenzutreten. Staatliche Gegenrede bedeutet keine staatlichen Inhaltsvorgaben.
               Frühe Einordnung und öffentlicher Widerspruch können Eskalationen entschärfen, bevor
               sie politisch toxisch werden. Zur rechtzeitigen Abwehr müssten diese «digitalen Zivilschutz-Agenturen»
               die Diskussion kultureller Reizthemen ständig beobachten. Wo entstehen neue Erregungswellen?
               Welche Narrative wandern aus Randmilieus in den Mainstream? Die «digitalen Zivilschutz-Agenturen»
               sollten nicht zentralistisch gesteuert werden. Der Staat sollte sie finanzieren, koordinieren,
               rechtlich absichern und ihnen politische Rückendeckung geben. Die offene Gesellschaft
               muss dort verteidigt werden, wo sie angegriffen wird: mitten in der öffentlichen Debatte.
            

         
      
   
      
               Unabhängiger Qualitätsjournalismus ist unverzichtbar, damit wir uns ein zutreffendes
                  Bild von der Welt machen können
               

            

            Damit sich Bürgerinnen und Bürger ein zutreffendes, überprüfbares und gemeinsames
               Bild von der Wirklichkeit machen können, sind sie auf Qualitätsjournalismus angewiesen.
               Angesichts exponentiell anwachsender Informationsfluten durch die Digitalisierung
               gilt dies mehr denn je. Medien formen den Rahmen, in dem wir diskutieren, entscheiden,
               glauben und zweifeln. Demokratie braucht eine gemeinsame Wirklichkeitsbasis. Sie ist
               die Schnittmenge, die sich aus den Angeboten von unterschiedlichen Qualitätsmedien
               ergibt, die einer Gesellschaft zur Information zur Verfügung steht. Monopolisierung
               und Atomisierung stehen der Bildung dieser Schnittmenge entgegen.
            

            Wenn der Staat ein Informationsmonopol hat, also umfassend kontrolliert, welche Informationen
               die Bevölkerung erreichen, können sich die Menschen kein eigenes Bild von der Wirklichkeit
               machen. Sie sind seiner Propaganda ausgeliefert. Diese ist an Machterhalt interessiert,
               nicht an der Wahrheit. Über Tatsachen, die den Machterhalt gefährden könnten, darf
               nicht berichtet werden. Auch Pressekonzentration oder die Medienmacht von Multimilliardären
               schränken die Informationsfreiheit ein.
            

            Aber auch Unübersichtlichkeit und fehlende Gewichtung des Angebots erschweren es,
               sich gut zu informieren. Im Treibsand der Informationsfülle fehlt der Informationsfreiheit
               ein sicheres Fundament. Durch Social Media gibt es Milliarden an Sendern, die Informationen
               verbreiten. Viele von ihnen mit großer Reichweite. Diese Atomisierung erschwert es,
               aus den Angeboten Schnittmengen zutreffender Informationen für eine gemeinsame Wirklichkeitsbasis
               der Gesellschaft herauszudestillieren.
            

            Damit sich Gesellschaften am politischen Geschehen beteiligen können, müssen sie Debatten
               auf die wichtigen Themen fokussieren. Dafür braucht es, gleichsam als intermediäre
               Instanz, Menschen, die gelernt haben, wie man das macht. Professionelle journalistische
               Arbeit bedeutet Recherche, Einordnung, Kritik und Korrektur. Vor allem trennt guter
               Journalismus überprüfbare Tatsachen von Meinungen, Gerüchten und gezielter Irreführung.
               Journalismus ist nicht ohne Grund ein mehrjähriger Ausbildungsberuf. Je pluraler das
               Angebot, desto besser wird die Wirklichkeit ausgeleuchtet. Mehrere Scheinwerfer aus
               unterschiedlichen Perspektiven lassen uns Konturen und Kontraste besser erkennen.
               Das ermöglicht der Bevölkerung eine eigene Urteilsbildung auf der Basis valider Informationen.
            

            Viel wird davon abhängen, ob die Menschen bereit sind, für Qualitätsjournalismus angemessen
               zu bezahlen.[32] Die Gesamtzahl der Zeitungs-Abos (Print und E-Paper-Abos) geht allerdings bisher
               deutlich zurück. Branchenberichte zeigen, dass die Gesamtauflage der Zeitungen weiterhin
               sinkt, obwohl digitale Abos steigen. So lag die Gesamtauflage im ersten Quartal 2024
               bei 12,78 Millionen Exemplaren, rund 6 Prozent weniger als im Jahr zuvor.[33] Digitalabos fangen zwar einen Teil der Verluste auf, sie können aber den Print-Rückgang
               nicht vollständig ausgleichen. Es wird deshalb diskutiert, ob Qualitätsjournalismus
               staatlich gefördert werden könnte, ohne die Freiheit und Unabhängigkeit der Presse
               dadurch zu gefährden.[34] In den skandinavischen Ländern gibt es dünn besiedelte Landstriche und man hat früh
               verstanden, dass ein kleines Publikum die Finanzierung von Journalismus sehr schwierig
               macht. Dort gibt es funktionierende Medienfördersysteme.[35]
            

            Hilfreich und unproblematisch wäre eine indirekte Förderung durch Kostenentlastung.
               Statt die Mehrwertsteuer für Gastwirte zu senken, wäre es besser gewesen, die Mehrwertsteuer
               auf Presseprodukte dauerhaft abzuschaffen. Außerdem sollte journalistische Arbeit
               als gemeinnützig anerkannt werden, wenn sie unabhängig, nicht gewinnorientiert und
               transparent organisiert ist. Das brächte steuerliche Vorteile, würde Spendenabzug
               ermöglichen und könnte investigative Projekte stärken. Denn Recherchen können aufwendig
               und teuer sein. Deshalb haben sich 2014 die Süddeutsche Zeitung, WDR und NDR zu einem Rechercheverbund zusammengeschlossen, um ihre Ressourcen zu bündeln und
               mit der Veröffentlichung der Ergebnisse eine größere Schlagkraft zu haben. In den
               USA arbeitet ProPublica seit 2007 als gemeinnützige, unabhängige Investigativredaktion.
               ProPublica ist investigativer Journalismus im öffentlichen Interesse, finanziert nicht
               durch Klicks oder Anzeigen, sondern durch transparente Spenden von Stiftungen und
               Einzelpersonen.[36]
            

            Es lassen sich auch strukturelle Förderungen von Qualitätsjournalismus über Medienfonds
               denken. Sie müssten staatsfern verwaltet werden. Analogien für die Förderung privater
               Qualitätsmedien könnten sich aus den Strukturen ergeben, die für die Förderung von
               Wissenschaft und Forschung oder für die Filmförderung gefunden wurden. Auch die Strukturen
               für die Rundfunkfinanzierung ließen sich heranziehen. Qualitätsjournalismus ist ein
               öffentliches Gut für die Demokratie. Seine Finanzierung muss auch für die privaten
               Qualitätsmedien sichergestellt sein.
            

            In besonderer Weise gilt das für den Lokaljournalismus, denn in vielen Landkreisen
               gibt es nur noch eine Zeitung.[37] Das heißt, es gibt keine Konkurrenz mehr, die den journalistischen Wettbewerb beleben
               würde. Nur noch 20 bis 30 Prozent der Haushalte beziehen ein lokales Medium, um sich
               über das Geschehen in ihrer Gemeinde zu informieren.[38] Der Rest läuft kommunalpolitisch blind durch die Stadt, also ohne zu wissen, was
               in der Stadt außerhalb des Zentrums oder des eigenen Wohngebiets vor sich geht, welche
               Veranstaltungen es gibt, welchen Vereinen oder Organisationen man sich anschließen
               könnte, was der Gemeinderat gerade diskutiert und plant. Kommunalpolitische Blindheit
               hat daher weitreichende Folgen über die Gemeindegrenzen hinaus. Statt die Mitwirkungsmöglichkeiten
               vor Ort zu kennen und nutzen zu können, entsteht das Gefühl, man könne ja eh nichts
               ändern. «Ich gehe damit zur Presse …» – wenn den Bürgerinnen und Bürgern dieser Weg
               fehlt, um öffentlichen Druck gegenüber der Politik zu machen, nehmen Ohnmachtsgefühle
               zu.
            

            Wer sich nicht über das lokale Geschehen informiert, dessen Identifikation mit seiner
               Gemeinde nimmt ab. Wer sich identifiziert, der engagiert sich auch. Dieses Engagement
               wird gefördert durch einen Lokaljournalismus, der eine «gemäßigte, lösungsorientierte,
               sachlich debattierende, zum Nachdenken anregende Berichterstattung» pflegt.[39] Das Abonnement einer Lokalzeitung, online oder gedruckt, kann man deshalb als freiwillige
               Demokratieabgabe bezeichnen. Die Abonnements könnten gestuft sein – wer kann, bezahlt
               etwas mehr. Auch durch Crowdfunding kann die örtliche Gemeinschaft dazu beitragen,
               qualitativ hochwertigen Lokaljournalismus zukunftssicher zu finanzieren.
            

            Bisher ist Qualitätsjournalismus wohl nur im öffentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR) zukunftssicher finanziert. Es ist wichtig, dass das zumindest so bleibt. Die Rufe
               nach einer Verminderung des ÖRR verkennen, dass seine Wichtigkeit im digitalen Informationszeitalter zugenommen hat.
               Der verpflichtende Rundfunkbeitrag aller Haushalte sichert nicht nur die Rundfunkfreiheit
               gegenüber dem Staat oder Kapitalinteressen, sondern bietet auch eine solide Basis
               für Qualitätsjournalismus. Auch das muss so bleiben. Statt über eine Kürzung des Rundfunkbeitrages
               zu diskutieren, sollten die Länder überlegen, wie der ÖRR so gestärkt werden kann, dass er auch in der digitalen Informationsgesellschaft möglichst
               viele Menschen erreicht. Dafür muss er reformiert werden, nicht wegen einer Senkung des Haushaltsbeitrags um ein
               paar Euro!
            

            Die Länder diskutieren über einen Reform-Staatsvertrag.[40] Sie sollten auch das Kündigungsrecht ändern. Bisher reicht rechtlich der Brief eines
               Ministerpräsidenten aus, um aus dem ÖRR und seiner Finanzierung auszuscheiden.[41] Die Spitzenkandidaten der AfD wie Björn Höcke, Markus Frohnmaier und Ulrich Siegmund
               kündigen das seit längerem als eine ihrer ersten Amtshandlungen an, falls sie an die
               Macht kämen. Einer Kündigung sollte der Landtag mit 2/3 Mehrheit zustimmen müssen.
            

            Der ÖRR hat auch den ausdrücklichen Auftrag, zum gesellschaftlichen Zusammenhalt beizutragen.
               Öffentlich-rechtliche Medien «haben in ihren Angeboten einen umfassenden Überblick
               über das internationale, europäische, nationale und regionale Geschehen in allen Lebensbereichen
               zu geben. Sie sollen hierdurch die internationale Verständigung, die europäische Integration,
               den gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie den gesamtgesellschaftlichen Diskurs in
               Bund und Ländern fördern.»[42] So legt es der Medienstaatsvertrag fest.
            

            In einer Studie haben ARD, ZDF und Deutschlandradio untersucht, wie gut sie diese Aufgabe erfüllen.[43] Um zum gesellschaftlichen Zusammenhalt beitragen zu können, muss man möglichst viele
               Menschen erreichen. Der ÖRR erreicht praktisch alle Menschen in Deutschland (94 Prozent), weil er einen breit
               gefächerten Genremix aus Information, Sport, Kultur und Unterhaltung anbietet. 67 Prozent
               gehören zum Stammpublikum. Dessen Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl lag mit 86 Prozent
               deutlich über der allgemeinen Wahlbeteiligung (76 Prozent). Das ÖRR-Stammpublikum engagiert sich häufiger ehrenamtlich vor Ort (40 vs. 21 Prozent).
            

            Worin genau besteht der Beitrag des ÖRR zum gesellschaftlichen Zusammenhalt? Er fokussiert die Aufmerksamkeit vieler Menschen
               gleichzeitig auf aktuell wichtige Ereignisse und Themen. Die dadurch angeregten Gespräche
               gehen von einer gemeinsam geteilten Wirklichkeit aus. Der ÖRR bildet unterschiedliche Lebensweisen ab und gibt unterschiedlichen Ansichten und
               Anliegen Gehör. Dadurch fühlen sich viele in ihren eigenen Interessen und Werten gesehen,
               erfahren aber auch, dass es andere Weltbilder und Meinungen gibt, die gleichberechtigt
               in einer offenen und pluralistischen Gesellschaft existieren. Mit Publikumsbeteiligung
               und verschiedenen Dialogformaten versucht der ÖRR, Menschen miteinander ins Gespräch zu bringen.
            

            Die Studie zeigt, «dass ARD, ZDF und Deutschlandradio die Erwartungen aus Sicht des Publikums in vielen Fällen auch
               erfüllen. Besonders bei der Synchronisation von Aufmerksamkeit auf gesellschaftlich
               relevante Themen und Ereignisse sowie bei der Repräsentation schneiden öffentlich-rechtliche
               Medien gut ab.»[44] Das heißt mit anderen Worten aber auch: Es ist noch Luft nach oben. Je ernster der
               ÖRR den Programmauftrag nimmt, zu gesellschaftlichem Zusammenhalt beizutragen, desto
               größer dürfte seine Akzeptanz in der Bevölkerung werden. Die Presselandschaft in Deutschland
               ist vielfältig und gibt jedem und jeder die Möglichkeit, sich gut und umfassend zu
               informieren, auch wenn AfD und ihr nahestehende Medien mit ihrem «Lügenpresse»-Vorwurf
               versuchen, einen anderen Eindruck zu erwecken. Im internationalen Vergleich sehe ich
               kein anderes Land, in dem das Presse- und Rundfunkangebot besser wäre, als in Deutschland.
               Aber es muss gestärkt werden, damit das so bleibt.
            

         
      
   
      
               Vom Lesenlernen zur Medienkompetenz
               

            

            Wenn in der Schule fürs Leben gelernt werden soll, gehört Medienkompetenz dazu. Es
               geht darum, Kindern frühzeitig zu helfen, ihre Urteilsfähigkeit zu entwickeln. Je
               mehr die Eltern dabei zu Hause mithelfen, desto besser werden ihre Kinder durch die
               digitalen Informationsfluten navigieren können, ohne in Manipulationsstrudeln den
               Verstand zu verlieren.
            

            Medienkompetenz ist deshalb kein Fach erst für die Oberstufe, sondern für alle Altersstufen
               relevant. Der Erwerb von Medienkompetenz beginnt in der Kita, ist in der Schule eine
               Querschnittsaufgabe in allen Fächern und mündet hoffentlich in lebenslanges Lernen.
               Das Lernziel: Nicht alles glauben – aber begründet urteilen. Selbst herausfinden,
               welchen Informationsquellen man für gewöhnlich vertrauen kann und wo Vorsicht geboten
               ist. Vor allem muss gelernt werden, Fakten von Meinungen zu unterscheiden. Dazu gehört
               der Umgang mit unterschiedlichen Quellen und ihre kritische Überprüfung.
            

            Die Medienwelt hat sich grundlegend gewandelt. Früher gab es klar verteilte Rollen:
               Journalistinnen und Journalisten recherchierten, prüften und wählten aus der täglichen
               Informationsflut aus, was sie nach Relevanzkriterien für berichtenswert hielten. Sie
               waren «Gate-Keeper», also die Türsteher, die darüber entschieden, welche Informationen
               das Publikum zu sehen oder hören bekam. Dafür trugen sie die publizistische Verantwortung.
               Die Breite und Vielfalt des Informationsangebots für die Konsumenten ergab sich aus
               der Fülle an unterschiedlichsten Zeitungen, Zeitschriften und der Angebote von Rundfunk
               und Fernsehen.
            

         
      
   
      
               Im digitalen Zeitalter trägt jeder publizistische Verantwortung
               

            

            Heute kann jede und jeder publizieren – und trägt damit publizistische Verantwortung.
               Denn wie wir gesehen haben, entsteht Öffentlichkeit heute nicht mehr nur in Redaktionen.
               Social Media wie X, TikTok oder Instagram wirken wie ein Durchlauferhitzer für die
               Bildung der öffentlichen Meinung. Reichweite entsteht ohne professionelle Kontrolle.
               Deshalb wird Medienkompetenz zu einer demokratischen Schlüsselqualifikation.
            

            Da wir – wie von Bernhard Pörksen beschrieben – in einer «redaktionellen Gesellschaft»
               leben,[45] brauchen Kinder und Jugendliche ein schulisches Pendant zum journalistischen Volontariat.
               Die Schule muss auch zu einem Übungsraum für publizistische Verantwortung werden.
               Dabei geht es immer wieder um die Kernfrage: Was darf, soll und muss veröffentlicht
               werden – und was sollte in Social Media besser nicht durch Liken und Teilen weiterverbreitet
               werden. Mit anderen Worten: Was ist wichtig und warum? Was stimmt – und weshalb denke
               ich, dass es so ist? Ein schulisches «Volontariat» hieße, dass nicht nur gelernt wird,
               Medien richtig zu nutzen, sondern auch, wie man die Öffentlichkeit verantwortlich
               mitgestaltet. Es geht nicht nur um Medienkunde, sondern um publizistische Mündigkeit.
            

         
      
   
      
               Mündig sein und bei Verstand bleiben
               

            

            Die Aufklärung hat die Menschen aus ihrer selbstverschuldeten Unmündigkeit befreit,
               formulierte Kant. Wenn wir es wagen, unseren Verstand zu gebrauchen, werden wir ihn
               trainieren und verbessern. Wenn nicht, wird er verkümmern. Damit wir ihn trainieren
               können, sind wir auf das liberale System der Wahrheitsfindung angewiesen. Auf den
               interessierten Gedankenaustausch und auf Expertinnen und Experten, die sich wissenschaftlich
               mit unserer Welt auseinandersetzen.
            

            In Anlehnung an eine vielfach variierte politische Sentenz gilt: Wer die Deutungshoheit
               über Wahrheit gewinnt, prägt auch die Wahrnehmung der Wirklichkeit. Deshalb werden
               die Grundlagen dieses liberalen Systems der Wahrheitsfindung angegriffen, um uns um
               den Verstand zu bringen und zu Untertanen zu machen, die wie Marionetten dirigiert
               werden können. Aber wer will schon gern eine Marionette sein?!
            

            Dieses Buch hat keine einfachen Antworten versprochen. Es hat vielmehr versucht zu
               zeigen, warum einfache Antworten in komplexen Gesellschaften gefährlich sind – und
               warum sie dennoch so verführerisch wirken. Die zentrale These ist nicht, dass Demokratien
               heute schlechter funktionieren als früher. Sie ist auch nicht, dass Menschen dümmer
               oder manipulierbarer geworden seien. Die These lautet nüchterner – und gerade deshalb
               beunruhigender: Die Bedingungen, unter denen wir uns ein gemeinsames Bild von der
               Wirklichkeit machen können, haben sich grundlegend verändert. Und diese Veränderung
               wird gezielt genutzt.
            

            Demokratie ist kein Zustand, sondern ein Prozess. Sie lebt davon, dass Menschen streiten
               können, ohne den Boden der Tatsachen zu verlassen. Dass sie unterschiedlicher Meinung
               sind, aber nicht in unterschiedlichen Wirklichkeiten leben. Dass sie Institutionen
               misstrauen dürfen, ohne sie grundsätzlich zu delegitimieren. Dass sie Kritik üben
               können, ohne Wahrheit für beliebig zu erklären.
            

            Genau diese Balance gerät unter Druck. Nicht, weil Wahrheit plötzlich verschwunden
               wäre. Sondern weil ihre Unterscheidung von Lüge, Halbwahrheit und bloßer Behauptung
               schwieriger geworden ist – technisch, kulturell und politisch. Digitale Aufmerksamkeitsökonomien,
               affektive Polarisierung, Desinformation, Kulturkämpfe und der gezielte Angriff auf
               Wissenschaft, Medien und Erinnerung wirken zusammen. Sie erzeugen einen Zustand permanenter
               Erregung, in dem Orientierung verloren geht. Dieser Verlust ist kein individuelles
               Versagen. Er ist strukturell.
            

            Wer heute den eigenen Verstand gebrauchen will, braucht mehr als guten Willen. Er
               braucht Zeit, Zugang zu verlässlichen Informationen, funktionierende Institutionen
               und einen öffentlichen Raum, in dem Wahrheit nicht systematisch unter Druck steht.
               Aufklärung war nie nur eine private Tugend. Sie war immer auch ein politisches Projekt.
            

            Das liberale System der Wahrheitsfindung – Wissenschaftsfreiheit, Pressefreiheit,
               Meinungsvielfalt, Kunst, öffentliche Debatte – ist keine Garantie für Wahrheit. Aber
               es ist die beste Methode, die wir kennen, um uns ihr anzunähern. Seine Stärke liegt
               gerade darin, dass es Irrtum zulässt, Kritik ermöglicht und Korrektur einbaut. Wer
               dieses System schwächt, schwächt nicht nur einzelne Meinungen. Er schwächt die Fähigkeit
               einer Gesellschaft, sich selbst zu verstehen.
            

            Darum ist der Satz «Wer die Wahrheit kontrolliert, kontrolliert die Wirklichkeit.»
               kein Herrschaftsprogramm – sondern eine Warnung. Dort, wo Wahrheit zur bloßen Machtfrage
               wird, verliert Politik ihren vernünftigen Kern. Entscheidungen werden dann nicht mehr
               begründet, sondern durchgesetzt. Widerspruch wird nicht widerlegt, sondern delegitimiert.
               Vertrauen wird nicht verdient, sondern durch Loyalität ersetzt. Die Geschichte zeigt,
               wohin das führen kann. Aber sie zeigt auch etwas anderes: Dass Gesellschaften lernfähig
               sind. Dass sie ihre Institutionen reformieren, ihre Regeln anpassen und ihre Kultur
               verteidigen können – wenn sie erkennen, was auf dem Spiel steht.
            

            Es gibt keinen technischen Shortcut aus dieser Situation. Keine KI, die für uns entscheidet, was wahr ist. Keine Regulierung, die Denken ersetzt. Keine
               moralische Empörung, die Erkenntnis produziert. Es gibt nur die mühsame, aber unverzichtbare
               Arbeit an den Bedingungen von Vernunft: Bildung, Medienkompetenz, unabhängige Wissenschaft,
               pluraler Journalismus, faire digitale Räume, politische Verantwortung.
            

            Und es gibt die Verantwortung jedes Einzelnen.

            Bei Verstand zu bleiben, heißt nicht, alles zu wissen. Es heißt, sich nicht abspeisen
               zu lassen. Es heißt, Quellen zu prüfen, Widerspruch auszuhalten, Zweifel zuzulassen –
               auch an den eigenen Überzeugungen. Es heißt, sich nicht treiben zu lassen von Empörung,
               sondern innezuhalten, wenn sie zu laut wird. Es heißt, den eigenen Verstand zu gebrauchen –
               nicht gegen andere, sondern mit ihnen.
            

            Eine Demokratie verliert ihren Verstand nicht an einem Tag. Sie verliert ihn, wenn
               zu viele sich daran gewöhnen, dass Wahrheit keine Rolle mehr spielt. Sie gewinnt ihn
               zurück, wenn genügend Menschen darauf bestehen, dass sie es doch tut.
            

            Dieses Buch ist eine Einladung dazu.

            Nicht mehr – aber auch nicht weniger.

         
      
   
      
            Glossar
            

         

         Affektive Polarisierung

         Form der gesellschaftlichen Spaltung, bei der sich politische Lager nicht nur in ihren
            Meinungen unterscheiden, sondern sich emotional feindselig gegenüberstehen. Gegner
            werden nicht mehr als legitime Andersdenkende wahrgenommen, sondern als moralisch
            minderwertig oder bedrohlich. Affektive Polarisierung bringt die Menschen dazu, dieselben
            Informationen in fundamental unterschiedlicher Weise zu interpretieren, unabhängig
            vom tatsächlichen Inhalt. Affektive Polarisierung führt dazu, dass gemeinsame Wirklichkeitsannahmen
            zerfallen und Verständigung kaum noch möglich ist.
         

         Algorithmus

         Eine Folge von Rechen- und Entscheidungsregeln, mit denen digitale Plattformen Inhalte
            auswählen, gewichten und an Nutzerinnen und Nutzer ausspielen. In sozialen Medien
            bestimmen Algorithmen maßgeblich, was sichtbar wird, welche Beiträge Reichweite erhalten,
            und welche Meinungen dominieren. Sie sind nicht neutral, sondern folgen ökonomischen
            und strategischen Zielsetzungen.
         

         Algorithmische Verstärkung

         Der Effekt, dass bestimmte Inhalte – insbesondere emotionalisierende, polarisierende
            oder extreme Beiträge – durch algorithmische Auswahlmechanismen überproportional verbreitet
            werden. Diese Verstärkung ist kein Zufall, sondern Ergebnis der Ausrichtung auf Aufmerksamkeit,
            Interaktion und Verweildauer.
         

         Bestätigungsfehler (Confirmation Bias)

         Kognitive Verzerrung, bei der Menschen Informationen bevorzugt wahrnehmen, suchen
            und glauben, die ihre bestehenden Überzeugungen bestätigen. Widersprechende Informationen
            werden ausgeblendet, relativiert oder abgewertet. Social Media verstärken diesen Effekt
            durch personalisierte Feeds.
         

         Bullshitting

         Von Harry G. Frankfurt geprägter Begriff zur Beschreibung einer Kommunikationsform,
            bei der es dem Sprecher nicht um Wahrheit oder Lüge geht, sondern um Wirkung. Aussagen
            werden unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt eingesetzt, um Aufmerksamkeit, Zustimmung
            oder Macht zu gewinnen. Bullshitting untergräbt die Bedeutung von Wahrheit insgesamt.
         

         Deepfake

         Mit Hilfe Künstlicher Intelligenz erzeugte oder manipulierte Bild-, Ton- oder Videoaufnahmen,
            die reale Personen täuschend echt Dinge sagen oder tun lassen, die nie stattgefunden
            haben. Deepfakes erschweren die Unterscheidung zwischen authentischen und gefälschten
            Beweisen erheblich.
         

         Desinformation

         Gezielt verbreitete falsche oder irreführende Informationen, die dazu dienen, Meinungen
            zu manipulieren, Vertrauen zu untergraben oder gesellschaftliche Konflikte zu verschärfen.
            Im Unterschied zur bloßen Fehlinformation ist Desinformation strategisch motiviert.
         

         Digitaler öffentlicher Raum

         Der Raum öffentlicher Meinungsbildung, der heute maßgeblich durch soziale Medien,
            Suchmaschinen und Plattformen geprägt wird. Anders als klassische Öffentlichkeit wird
            er nicht primär journalistisch, sondern algorithmisch strukturiert und privatwirtschaftlich
            kontrolliert.
         

         Digitaler Zivilschutz

         Vorgeschlagenes Konzept zur demokratischen Abwehr koordinierter Desinformationskampagnen.
            Gemeint sind transparente, plural organisierte Strukturen, die frühzeitig faktenbasierte
            Einordnung und sichtbaren Widerspruch leisten, ohne staatliche Propaganda zu betreiben.
         

         Filterblase

         Ein personalisierter Informationsraum, in dem Nutzerinnen und Nutzer überwiegend Inhalte
            sehen, die ihren bisherigen Ansichten entsprechen. Filterblasen entstehen durch algorithmische
            Auswahl und verstärken den Eindruck, die eigene Sichtweise sei mehrheitsfähig oder
            alternativlos.
         

         Framing

         Die Einbettung von Informationen in sprachliche oder symbolische Deutungsrahmen, die
            beeinflussen, wie Inhalte wahrgenommen und bewertet werden. Framing wirkt häufig unbewusst
            und ist ein zentrales Instrument politischer Kommunikation.
         

         Gatekeeper

         Akteure – traditionell Journalistinnen und Journalisten –, die auswählen, welche Informationen
            veröffentlicht werden und welche nicht. Im digitalen Zeitalter ist diese Funktion
            weitgehend auf Plattformen und Algorithmen übergegangen.
         

         Geschichtspolitik

         Der politische Versuch, Deutung und Vermittlung der Vergangenheit zu steuern, um gegenwärtige
            Machtansprüche zu legitimieren. Autoritäre Geschichtspolitik zielt darauf, kritische
            Erinnerung zu verdrängen und nationale Mythen zu etablieren.
         

         Künstliche Intelligenz (KI)
         

         Technische Systeme, die auf Basis großer Datenmengen Muster erkennen, Vorhersagen
            treffen oder Inhalte erzeugen. KI kann bei Recherche, Analyse und Erkennung von Täuschungen helfen, ersetzt jedoch
            nicht menschliches Urteil und Verantwortung.
         

         Liberales System der Wahrheitsfindung

         Das Zusammenspiel von Wissenschaft, Journalismus, öffentlicher Debatte und individueller
            Vernunft, das es Gesellschaften ermöglicht, zwischen wahr und falsch zu unterscheiden.
            Es beruht auf Freiheit, Pluralität, Kritik und überprüfbaren Verfahren.
         

         Meinungsfreiheit

         Grundrecht, das die freie Äußerung eigener Ansichten schützt. Meinungsfreiheit bedeutet
            nicht, dass jede Aussage wahr ist oder unwidersprochen bleiben muss. Sie setzt ein
            funktionierendes Wahrheitsregime voraus, um demokratisch wirksam zu sein.
         

         Populismus

         Politische Strategie, die die Gesellschaft in ein moralisch reines «Volk» und eine
            korrupte «Elite» spaltet. Populismus vereinfacht komplexe Probleme, delegitimiert
            Institutionen und stellt eigene Deutungen über überprüfbare Tatsachen.
         

         Qualitätsjournalismus

         Journalistische Arbeit, die auf Recherche, Quellenprüfung, Einordnung, Trennung von
            Nachricht und Meinung sowie Korrekturbereitschaft beruht. Qualitätsjournalismus schafft
            eine gemeinsame Wirklichkeitsbasis für demokratische Gesellschaften.
         

         Redaktionelle Gesellschaft

         Begriff von Bernhard Pörksen für eine Gesellschaft, in der jede und jeder potenziell
            publiziert und damit publizistische Verantwortung trägt. Öffentlichkeit entsteht nicht
            mehr nur in Redaktionen, sondern überall dort, wo Inhalte geteilt werden.
         

         Rundfunkfreiheit

         Grundrechtlich geschützte Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film.
            Sie ist als «dienende Freiheit» ausgestaltet und verpflichtet den Staat, eine Ordnung
            zu schaffen, die freie und vielfältige Meinungsbildung ermöglicht.
         

         Verschwörungsmythos

         Nicht überprüfbares Glaubenssystem, das behauptet, geheime Mächte steuerten Ereignisse
            im Verborgenen. Verschwörungsmythen sind immun gegen Widerlegung und untergraben Vertrauen
            in demokratische Institutionen.
         

         Wahrheitsregime

         Die gesellschaftlichen Regeln, Institutionen und Verfahren, mit denen bestimmt wird,
            was als wahr oder falsch gilt. In liberalen Demokratien ist dieses Regime plural,
            offen und überprüfbar; in autoritären Systemen wird es politisch kontrolliert.
         

         Wahrheitssandwich

         Kommunikationsstrategie zur Korrektur von Falschinformationen. Zuerst wird die richtige
            Information genannt, dann die Falschbehauptung klar als solche markiert, anschließend
            die richtige Information erneut bekräftigt, um ihre Verankerung zu stärken.
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            Zum Buch

         

         Demokratie ist auf ein urteilsfähiges Wahlvolk angewiesen. Dazu gehört, Tatsachen
            von Meinungen unterscheiden zu können. Der ideale Untertan ist jemand, für den es
            nicht mehr darauf ankommt, ob der Herrscher lügt oder die Wahrheit sagt, hat schon
            Hanna Arendt analysiert. Wird das die allgemeine Einstellung, ist Kritik nicht mehr
            möglich. Das Volk hat seinen Verstand verloren.
         

         Der SPIEGEL-Bestsellerautor Ruprecht Polenz ist einer von Deutschlands einflussreichsten
            Politikinfluencern. Seit vielen Jahren setzt er sich mit den Fake News rechter Trolle
            in den sozialen Medien auseinander, wird angefeindet und bepöbelt — und schlägt im
            Dienst von Wahrheit und Demokratie beherzt zurück. In seinem neuen Buch zeigt er anhand
            von zahlreichen Beispielen aus seinem Influencer- Leben, wie Rechtspopulisten oder
            Rechtsextreme daran arbeiten, den Verstandesverlust unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger
            systematisch herbeizuführen. Sie greifen in die Wissenschaftsfreiheit ein und untergraben
            das Vertrauen in die klassischen Medien («Lügenpresse»). Damit brechen die Dämme gegen
            die Flut ihrer Lügen. Kritik und Kontrolle werden unmöglich. Die Demokratie scheint
            zerstört. Doch Polenz ist unbeirrbar: Sein Buch analysiert, wie die Angriffe auf die
            Wahrheit durch die Algorithmen von Social Media unterstützt werden. Es macht Vorschläge,
            wie wir das System der Wahrheitsfindung stärken können und gibt Tipps, die uns davor
            schützen, selbst den Verstand zu verlieren.
         

      
   
      
         
            Vita

         

         Ruprecht Polenz, geboren 1946, ist einer der reichweitenstärksten deutschen Politiker
            in den sozialen Medien (ca. 100.000 Follower bei X) und wurde 2020 mit dem Goldenen
            Blogger ausgezeichnet. Der Jurist war von 1994 bis 2013 Mitglied des Deutschen Bundestages.
            Von 2005 bis 2013 war er Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses. Er gilt als einer
            der profiliertesten Verteidiger unserer Demokratie gegen die Extremisten von rechts.
            Polenz ist regelmäßiger Gesprächspartner in überregionalen Medien, Gast in den Talkshows
            des öffentlich- rechtlichen Rundfunks und wird bundesweit zu Vorträgen und Podiumsdiskussionen
            eingeladen. Sein Buch «Tu was! Kurze Anleitung zur Verteidigung der Demokratie» (C.H.Beck,
            2024) wurde zum Bestseller.
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